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SCHLUSSAKTh 

Die Bevollmächtigten 

DER EUROPAISCHEN wIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT. 
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT FÜR KOHLE UND STAHL, 

nachstehend"Gemeinschaft" genannt. und 

DES KONIGREICHS BELGIEN, 
DES KONIGREICHS DANEMARK, 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 
DER GRIECHISCHEN REPUBLIK, 
DES KONIGREICHS SPANIEN, 
DER FRANZOSISCHEN REPUBLIK, 
I R LANDS, 
DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, 
DES GROSSHERZOGTUMS LUXEMBURG, 
DES KONIGREICHS DER NIEDERLANDE, 
DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK, 
DES VEREINIGTEN KONIGREICHS GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND, 

Vertragsparteien des Vertrags zur Gründung der EUROPAISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT und des Vertrags über die Gründung der EUROPAISCHEN 
GEMEINSCHAFT FÜR KOHLE UND STAHL, 

nachstehend "die EG-Mitgliedstaaten" genannt, 

und 

die Bevollmächtigten 

DER REPUBLIK OSTERREICH, 
DER REPUBLIK FINNLAND, 
DER REPUBLIK ISLAND, 
DES FURSTENTUMS LIECHTENSTEIN, 
DES KONIGREICHS NORWEGEN, 
DES KONIGREICHS SCHWEDEN, 
DER SCHWEIZERISCHEN EIDGENOSSENSCHAFT, 

nachstehend "EFTA-Staaten" genannt, 

die in Porto am zweiten Mai neunzehnhundertzweiundneunzig zur Unterzeichnung des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend EWR-Abkommen genannt, 
zusammengetreten sind, haben folgende Texte angenommen: 
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I. das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum; 

II. die nachstehenden Texte, die dem Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
beigefügt sind: 

A. Protokoll 1 	über honzontaie Anpassungen, 

Protokoll 2 	über die nach Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe a yam 
Anwendungsbereich des Abkommens ausgeschiossenen Waren 

Protokoll 3 	über Waren nach Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe b des Abkommens 

Protokoll 4 	über die Ursprungsregeln 

Protokoll 5 	über Fiskalzölle (Schweiz/Liechtenstein) 

Protokoll 6 	über das Anlegen von Pflichtlagern durch die Schweiz und 
Liechtenstein 

Protokoll 7 	über mengenmäIige Beschränkungen, die Island beibehalten darf 

ProtokoU 8 	über staatliche Monopole 

Protokoll 9 	über den Handel mit Fisch und anderen Meereserzeugnissen 

Protokoll 10 	über die Vereinfachung der Kontrollen und Formalitäten im 
Güterverkehr 

Protokoll 11 	über Amtshilfe in Zolisachen 

Protokoll 12 	(ber Vereinbarungen mit Drittländern über die 
Konformitätsbewertung 

Protokoll 13 	über die Nichtanwendung von Antidumping- und 
Ausgleichsma(3nahmen 

Protokoll 14 	über den Handel mit Kohie- und Stahlerzeugnissen 

Protokoll 15 	über Ubergangszeiten für die Freizügigkeit (Schweiz und 
Liechtenstein) 

Protokoll 16 	über MaLnahmen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit in bezug auf 
Ubergangszeiten für die FreizUgigkeit (Schweiz und Liechtenstein) 
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Protokoll 17 betreffend Artikel34 

Protokoll 18 über interne Verfahren zur Durchfuhrung von Artikel 43 

Protokoll 19 Uber den Seeverkehr 

Protokoll 20 über den Zugang zu Binnenwasserstral3en 

Protokoll 21 über die Durchfuhrung der Wettbewerbsregeln für Unternehmen 

Protokoll 22 über die Definition der Begriffe "Unternehmen" und "Umsatz" 
(Artikel 56) 

Protokoll 23 über die Zusammenarbeit zwischen den Uberwachungsorganen 
(Artikel 58) 

Protokoll 24 über die Zusammenarbeit im Bereich der Kontrolle von 
Unternehmenszusamrnenschjüssen 

Protokoli 25 über den Wettbewerb bei Kohie und Stahl 

Protokoll 26 über die Befugnisse und Aufgaben der EFTA-Uberwachungsbehorde 
im Bereich der staatlichen Beihilfen 

Protokoll 27 über die Zusammenarbeit im Bereich der staatlichen Beihilfen 

Protokoll 28 über geistiges Eigentum 

Protokoll 29 über die berufliche Bildung 

Protokoll 30 mit besonderen Bestimmungen für die Gestaltung der 
Zusammenarbeit im Bereich der Statistik 

Protokoll 31 über die Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen au1.erhaIb der vier 
Freiheiten 

Protokoll 32 über Finanzbestimmungen zur Anwendung von Artikel 82 

Protokoll 33 über das Schiedsverfahren 

Protokotl 34 zur Moglichkeit für Gerichte und Gerichtshöfe der EFTA-Staaten, den 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften urn Entscheidung über 
die Auslegung von EWR-Bestimmungen zu ersuchen, die EG- 
Bestimmungen entsprechen 

* 
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Protokoll 35 zur DurchfCihrung der EWR-Bestimmungen 

Protokoll 36 über die Satzung des Gemeinsamen Parlamentarischen EWR- 
Ausschusses 

Protokoll 37 mit der Liste gem5fl Artikel 101 

Protokoll 38 über den Finanzierungsmechanismus 

Protokoll 39 über die ECU 

Protokoll 40 über Svalbard 

Protokoll 41 über bestehende Abkommen 

Protokoll 42 zu bilateralen Vereinbarungen betreffend besondere 
landwirtschaftliche Erzeugnisse 

Protokoll 43 über das Abkommen zwischen der EWG und der Republik Osterreich 
Uber den GUterverkehr im Transit auf der Schieneund der Stra(3e 

Protokoll 44 über das Abkommen zwischen der EWG und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über den Güterverkehr auf StraIe und Schiene 

Protokoll 45 über Ubergangszeiten betreffend Spanien und Portugal 

Protokoll 46 über die Entwicklung der Zusammenarbeit in der Fischerei 

Protokoll 47 über die Beseitigung technischer Handelshemmnisse für Wein 

Protokoll 48 betreffend die Artikel 105 und 111 

Protokoll 49 über Ceuta und Melilla 

B. Anhang I 

Anhang II 

Anhang Ill 

Anhang IV 

Anhang V 

Anhang VI 

Tiergesundheit und Pflanzenschutz 

Technische Vorschriften, Normen, Prufung und Zertifizierung 

Produkthaftung 

Energie 

Freizugigkeit der Arbeitnehmei 

Soziale Sicherheit 
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Anhang VII Gegenseitige Anerkennung beruflicher Quahfikationen 

Anhang VIII Niederlassungsrecht 

Anhang IX Finanzdienstleistungen 

Anhang X Audiovisuelle Dienste 

Anhang XI Telekommunikationsdienste 

Anhang XII Freier Kapitalverkehr 

Anhang XIII Verkehr 

Anhang XIV Wettbewerb 

Anhang XV Staatliche Beihilfen 

Anhang XVI Offenthches Auftragswesen 

Anhang XVII Geistiges Eigentum 

Anhang XVIII Sicherheit urid Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, Arbeitsrecht 
sowie Gleichbehandlung von Männern und Frauen 

Anhang XIX Verbraucherschutz 

Anhang XX Umweltschutz 

Anhang XXI Statistik 

Anhang XXII Gesellschaftsrecht 

Die Bevollmachtigten der EG-Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und die Bevollmächtigten 
der EFTA-Staaten haben die nachstehenden Gemeinsamen Erkiärungen angenommen, die 
dieser Schlul3akte beigefügt sind: 

1.. 	Gemeinsame Erklärung Ober die Erstellung gemeinsamer Berichte nach Nummer 5 
des Protokolls 1 über horizontale Anpassungen 

2. Gemeinsame Erklärung zu Vereinbarungen über die gegenseitige Anerkennung 
und den Schutz der Bezeichnungen von Wein und Spirituosen 

3. Gemeinsame Erklärung zu einer Ubergangszeit für die Erteilung und Ausstellung 
von Dokumenten über den Ursprungsnachweis 

4. Gemeinsame Erklãrung zu Artikel 10 und Artikel 14 Absatz 1 des Protokolls 11 
zum Abkommen 
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5. Gemeinsame Erklärung über elektromedizinische Geräte 

6. Gemeinsame Erklärung betreffend Staatsangehörige der Republik Island, die 
Inhaber eines in einem Drittland erteilten Diploms als Facharzt, Fachzahnarzt, 
Tierarzt, Apotheker, praktischer Arzt oder Architekt sind 

7. Gemeinsame Erklärung betreffend Staatsangehorige der Republik Island, die 
Inhaber eines in elnem Drittland erteilten Hochschuldiploms sind, das eine 
mindestens dreijährige Berufsausbildung abschlie13t 

8. Gemeinsame Erkiarung zum Güterkraftverkehr 

9. Gemeinsame Erklarung über Wettbewerbsregeln 

10. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe b des Abkommens 

11. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c des Abkommens 

12. Gemeinsame Erklärung über Beihilfen aus den EG-Strukturfonds oder anderen 
Finanzierungsintrumenten 

13. Gemeinsame Erklarung zu Protokoll 27 Buchstabe c des Abkommens 

14. Gemeinsame Erklarung zum Schiffbau 

15. Gemeinsame Erklarung über die anwendbaren Verfahren in Fallen, in denen die 
EFTA-Staaten gem61 Artikel 76 und Tell VI des Abkommens und der entspre-
chenden Protokollen uneingeschränkt an den EG-AusschUssen teilnehmen 

16. Gemeinsame Erklärung über die Zusammenarbeit in kulturellen Angelegenheiten 

17. Gemeinsame Erklarung Ober die Zusammenarbeit bei der Bekampfung des 
illegalen Handels mit Kulturgütern 

18. Gemeinsame Erklärung über die Beteiligung von Sachverständigen der Gemein-
schaft an der Arbeit von Ausschüssen der EFTA-Staaten oder von Ausschüssen, 
die von der EFTA-Uberwachungsbehörde eingesetzt werden 

19. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 103 des Abkommens 

20. Gemeinsame Erklärung zu Protokoll 35 zum Abkommen 
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21. Gemeinsame Erklärung zum Finanzierungsmechanismus 

22. Gemeinsame Erklärung zum Verhältnis zwischen dem EWR-Abkommen und 
bestehenden Abkommen 

23. Gemeinsame Erklärung zur vereinbarten Auslegung von Artikel 4 Absätze 1 und 2 
des Protokolls 9 über den Handel mit Fisch und anderen Meereserzeugnissen 

24. Gemeinsame Erklarung zur Anwendung von Zollzugeständnissen für bestimmte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse 

25. Gemeinsame Erklärung zum Pflanzenschutz 

26. Gemeinsame Erklärung zur Amtshilfe der Aufsichtsbehörden in bezug auf Spin-
tuosen 

27. Gemeinsame Erklärung zu Protokoll 47 über die Beseitigung technischer Handels-
hemmnisse für Wein 

28. Gemeinsame Erklãrung zur Anderung von Zollzugeständnissen und zu den 
Sonderregelungen für Spanien und Portugal 

29. Gemeinsame Erklärung zum Tierschutz 

30. Gemeinsame Erklärung zum Harmonisierten System 

Die Bevollmächtigten der EG-Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und die Bevollmächtigten 
den EFTA-Staaten haben die nachstehenden Erklärungen angenommen, die dieser Schlu1akte 
beigefügt sind: 

1. Erklärung der Regierungen der EG-Mitgliedstaaten und der EFTA-Staaten über die 
Erleichterung der Grenzkontrollen; 

2. Erklärung der Regierungen der EG-Mitgliedstaaten und der EFTA-Staaten über den 
politischen Dialog 

Die Bevollmachtigten der EG-Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und die Bevollmächtigten 
der EFTA-Staaten haben ferner die Vereinbarung über die Tãtigkeit einer hochrangigen 
lnterimsgruppe für die Zeit vor dem lnkrafttreten des EWR-Abkommens zur Kenntnis 
genommen, die dieser Schlu(akte beigefügt ist. Sie sind des weiteren übereingekommen, dal3 
die hochrangige lnterimsgruppe spätestens zum lnkrafttreten des EWR-Abkommens üben die 
Verbindlichkeit der in finnischer, isländischer, norwegischer und schwedischer Sprache 
ersteilten EG-Rechtsakte entscheidet, auf die in den Anhängen zum EWR-Abkommen Bezug 
genoms.en wird. 
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Die Bevollmachtigten der EG-Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und die Bevollmächtigten 
der EFTA-Staaten haben ferner die Vereinbarung über die Veroffentlichung der Informationen, 
die für den EWR von Bedeutung sind, Kenntnis genommen, die dieser SchIuIakte beigefügt 
ist. 

Die Bevollmächtigten der EG-Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und die Bevollmächtigten 
der EFTA-Staaten haben auch die Vereinbarung über die Veröffentlichung von EFTA-
Bekanntmachungen betreffend das Auftragswesen zur. Kenntnis genommen, die dieser 
Schluflakte beigefügt ist. 

Die Bevoumächtigten der EG-Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und die Bevoitmächtigten 
der EFTA-Staaten haben des weiteren die Vereinbarte Niederschrift der Verhandlungen 
angenommen, die dieser SchIuIakte beigefügt ist. Die Vereinbarte Niederschrift hat ver-
bindlichen Charakter. 

Die Bevollmächtigten der EG-Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und die Bevollmächtigten 
der EFTA-Staaten haben schliealich die nachstehenden Erklärungen zur Kenntnis genommen, 
die dieser Schlul3akte beigefügt sind: 

1. Erklàrung der Regierungen Finniands, Islands, Norwegens und Schwedens zu 
Alkoholmonopolen 

2. Erklärung der Regierungen Liechtensteins und der Schweiz zu - Alkoholmonopolen 

3. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft zur. Amtshilfe in Zollsachen 

4. Erklàrung der Regierungen der EFTA-Staaten zum freien Verkehr Ieichter 
Nutzfahrzeuge 

5. Erklärung der Regierung Liechtensteins zur Produkthaftung 

6. Erklarung der Regierung Liechtensteins zur besonderen Lage des Landes 

7. Erklärung der Regierung Osterreichs zu SchutzmaI.nahmen 

8. Erklarung der Europäischen Gemeinschaft 

9. Erk!ärung der Regierung Islands zur Anwendung von Schutzma(lnahmen nach 
dem Abkommen 
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10. Erklärung der Regierung der Schweiz zu SchutzmaInahmen 

11. Erklarung der Europäischen Gemeinschaft 

12. Erklärung der Regierung der Schweiz zur Einführung von Nachdiplom-
Studiengängen für Architektur an den Höheren Technischen Lehranstalten 

13. Erklärung der Regierungen Osterreichs und der Schweiz über audiovisuelle 
Dienste 

14. Erklärung der Regierungen Liechtensteins und der Schweiz zur Amtshilfe 

15. Erkärung der Europäischen Gemeinschaft 

16. Erklärung der Regierung der Schweiz zur Anwendung der Schutzklausel im 
Kapitalverkehr 

17. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft 

18. Erkärung der Regierung Norwegens zur unmittelbaren Vollstreckbarkeit von 
Entscheidungen der EG-Organe, durch die in Norwegen ansässigen Unternehmen 
finanzielle Verpflichtungen auferlegt werden 

19. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft zur unmittelbaren Vollstreckbarkeit von 
Entscheidungen der EG-Organe, durch die in Norwegen ansässigen Unternehmen 
finanzielle Verpflichtungen auferlegt werden 

20. Erklärung der Regierung Osterreichs zur Volistreckung von Entscheidungen der, 
EG-Organe bezüglich finanzieller Verpflichtungen im Hoheitsgebiet Osterreichs 

21. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft 

22. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft zum Schiffbau 

23. Erklãrung der Regierung Irlands zu Protokoll 28 über geistiges Eigentum - 
Internationale Ubereinkommen 

24. Erklãrung der Regierungen der EFTA-Staaten zur Charta der sozialen Grundrechte 
der Arbeitnehmer 

25. Erkärung der Regierung Osterreichs zur Umsetzung des Artikels 5 der Richtlinie 
76/207/EWG hinsichtlich der Nachtarbeit 

26. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft 
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27. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft zu den Rechten der EFTA-Staaten vor 
dem EG-Gerichtshof 

28. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft zu den Rechten von Anwälten aus den 
EFTA-Staaten nach dem Gemeinschaftsrecht 

29. Erklarung der Europäischen Gemeinschaft zur Beteiligung von Sachverständigen 
der EFTA-Staaten an für den EWR relevanten EG-Ausschüssen gem61 Artikel 100 
des Abkommens 

30. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft zu Artikel 103 des Abkommens 

31. Erklärung der Regierungen der EFTA-Staaten zu Artikel 103 Absatz 1 des 
Abkommens 

32. Erklärung der Europäischen Gemeinschäft zum Transitverkehr im Fischereisektor 

33. Erklärung der Europäischen Gemeinschaft und der Regierungen Finnands, 
Liechtensteins, Osterreichs, Schwedens und der Schweiz zu Walerzeugnissen 

34. Erklärung der Regierung der Schweiz über Fiskalzölle 

35. Erklärung der Europäischen Gemeinschaften zu bilateralen Abkommen 

36. Erklarung der Regierung der Schweiz zum Abkommen zwischen der EWG und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Güterverkehr auf Stra1.e und 
Schiene 

37. Erklärung der Regierung Osterreichs zu dem Abkommen zwischen der EWG und 
der Repubik Osterreich über den Güterverkehr im Transit auf der Schiene und der 
Stra1e 

38. Erklarung der Regierungen der EFTA-Staaten zum Finanzierungsmechanismusder 
EFTA 

39. Erklärung der Regierungen der EFTA-Staaten zu einem Gericht erster Instanz 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
UBER DIE ERSTELLUNG GEMEINSAMER BERICHTE 

NACH NUMMER 5 DES PROTOKOLLS 1 
UBER HORIZONTALE ANPASSLJNGEN 

Betreffend das Berichtsverfahren gemjf3 Abschnitt 5 des Protokolls 1 Ober horizontale 
Anpassungen wurde Einvernehmen erzielt, daG der Gemeinsame EWR-Ausschut3 urn die 
Erstellung eines gemeinsamen Berichtes ersuchen kann, so oft er dies für nützlich erachtet. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZU VEREINBARUNGEN CJBER DIE GEGENISEITIGE ANERKENNUNG UND 

DEN SCHUTZ DER BEZEICHNUNGEN VON WEIN UND SPIRITUOSEN 

Die Vertragsparteien kommen Gberein, bis zum 1. JuIi 1993 .  unter Berücksichtigung der 
bestehenden bilateralen Abkommen getrennte Vereinbarungen über die gegenseitige 
Anerkennung und den Schutz der Bezeichnungen von Wein und Spirituosen auszuhandeln. 
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GEMENSAME ERKLARUNG 
ZU EINER UBERGANGSZEIT FÜR DIE ERTEILUNG ODER 

AUSSTELLUNG VON DOKUMENTEN UBER DEN URSPRUNGSNACHWEIS 

a) In den zwei Jahren nach dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens erkennen die zustän-
digen Zollbehörden der Gemeinschaft sowie Finnlands, Islands, Norwegens, (5sterreichs, 
Schwedens und der Schweiz die folgenden, in Artikel 13 des Protokolls Nr. 3 zu den 
Freihandelsabkommen zwischen der EWGund den einzelnen EFTA-Staaten erwähnten 
Dokumente als gUltigen Ursprungsnachweis im Sinne des Protokolls 4 zum EWR-
Abkommen an: 

i) Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1, einschIie(Iich Langzeitbescheinigungen, 
die zuvor mit dem Stempel der zuständigen Zollbehörde des Ausfuhrstaates 
versehen wurden, 

ii) Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1, einschIieflich Langzeitbescheinigungen, 
die von einem zugelassenen Ausführer mit einem besonderen, von den Zoll-
behörden des Ausfuhrstaates zugelassenen Stempel versehen wurden, und 

iii) Rechnungen, die auf Langzeitbescheinigungen Bezug nehmen. 

b) In den sechs Monaten nach dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens erkennen die 
zustandigen Zollbehörden der Gemeinschaft sowie Finniands, Islands, Norwegens, 
(5sterreichs, Schwedens und der Schweiz die folgenden, in Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 
zu den Freihandelsabkommen zwischen der EWG und den einzelnen EFTA-Staaten 
erwähnten Dokumente als gültigen Ursprungsnachweis im Sinne des Protokolls 4 zum 
EWR-Abkommen an: 

Rechnungen mit der Ausführererklärung gem51 Anhang V zum Protokoll 3, die 
nach Ma13gabe des Artik&s 13 jenes Protokolls abgegeben wurde, und 

ii) 	Rechnungen mit der Ausfuhrererklärung gem61 Anhang V zum Protokoll 3, die 
von einem Ausführer abgegebén wurde. 

C) Anträge auf nachträgliche Uberprüfung der unter den Buchstaben a und b genannten 
Dokumente bei den zuständigen Zollbehörden der Gemeinschaft sowie Finnlands, Islands, 
Norwegens, Osterreichs, Schwedens und der Schweiz sind in einem Zeitraum von zwei 
Jahren nach Erteilung und Ausstellung des betreffenden Ursprungsnachweises zulässig. 
Diese Uberprüfungen werden nach MaIgabe des Titels VI des Protokolls 4 zum EWR-
Abkommen durchgeführt. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZU ARTKEL 10 UND ARTIKEL 14 ABSATZ 1 

DES PROTOKOLLS 11 ZUM ABKOMMEN 

Die Vertragsparteien betonen, weiche Bedeutung sie dem Schutz personenbezogener Daten 
beimessen. Sie verpflichten sich, diese Frage wetter zu prOfen, urn den angemessenen Schutz 
dieser Dateri gem5g Protokoll 11 auf einern Mveau zu gewährleisteri, das mindestens mit dem 
der Konvention des Europarates vom 28. Januar 1981 vergleichbar 1st. 
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GEMEINS.AME ERKLARUNG 
BETREFFEND STAATSANGEHORIGE DER REPUBLIK ISLAND, 

DIE INHABER EINES IN EINEM DRITTLAND ERTEILTEN DIPLOMS 
ALS FACHARZT, FACHZAHNARZT, TIERARZT, APOTHEKER, 

PRAKTISCHER ARZT ODER ARCHITEKT S1ND 

Mit der Feststellung, d813 die Richtlinien 75/362/EWG, 78/686/EWG, 78/1026IEWG, 
85/384/EWG, 85/433/EWG und 86/457/EWG des Rates in der für die Zwecke des EWR 
angepal2ten Fassung nur die von den Vertragsparteien erteilten Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise betrifft; 

in dem Bestreben jedoch, der besonderen Lage der Staatsangehörigen der Republik Island 
Rechnung zu tragen, die ihr Studium in einem Drittland absolviert haben, da es in Island selbst 
keine vollständige Universitätsausbildung zum Facharzt, Fachzahnarzr, Tierarzt oder 
Architekten gibt, da die Moglichkeiten einer Ausbildung zum Fachzahnarzt und einer spezi-
fischen Ausbildung zum praktischen Arzt oder in einer anderen ärztlichen Fachrichtung 
begrenzt sind und da in Island erst seit kurzem eine vollständige Universitatsausbildung zum 
Apotheker angeboten wird; 

empfehlen die Vertragsparteien den betreffenden Regierungen, den Staatsangehörigen der 
Republik Island, die ein in einem Drittland erteiltes und von den zuständigen isländischen 
Behörden anerkanntes Diplom als Fachzahnarzt. Tierarzt, Architekt, Apotheker oder em 
Diplom Ober den AbschluG einer spezifischen Ausbildung zum praktischen Arzt oder in einer 
anderen ärztlichen Fachrichtung besitzen, durch die Anerkennung dieser Diplome in ihrem 
Hoheitsgebiet zu gestatten, im Europäischen Wirtschaftsraum eine Tätigkeit als Fachzahnarzt, 
Tierarzt, Architekt, Apotheker, praktischer Arzt oder Facharzt aufzunehmen und auszuüben. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
BETREFFEND STAATSANGEHORIGE DER REPUBLIK ISLAND, 

DIE INHABER EINES IN EINEM DRITTLAND ERTEILTEN HOCHSCHULDIPLOMS S1ND 
DAS EINE MINDESTENS DREIJAHRIGE BERUFSAUSBILDUNG ABSCHLIESST 

Mit der Feststellung, da(3 die Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über 
eine ailgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die elne mindestens 
dreijährige Berufsausbildung abschIie1en (ABI. Nr. L 19 vom 24.1.1989, S. 16), in der fCir die 
Zwecke des EWR angepa1ten Fassung in erster Linie die von den Vertragsparteien erteilten 
Diplome, Prufungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise betrifft; 

in dem Bestreben jedoch, der besonderen Lage der Staatsangehörigen der Republik Island 
Rechnung zu tragen, die wegen der dort begrenzten Möglichkeiten einer Hochschulausbildung 
und einer Iangen Tradition, daf3 Studenten diese Ausbildung im Ausland erhalten, ihr Studium 
in einem Drittland absolviert haben; 

empfehlen die Vertragsparteien den betreffenden Regierungen, den Staatsangehörigen der 
Republik Island, die ein unter die ailgemeine Regelung fallendes, in einem Drittland erteiltes 
und von den zuständigen isländischen Behörden anerkanntes Hochschuldiplom besitzen, 
durch die Anerkennung dieser Diplome in ihrem Hoheitsgebiet zu gestatten, im Europäischen 
Wirtschaftsraum eine entsprechende Berufstatigkeit aufzunehmen und auszuOben. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZUM GUTERKRAFTVERKEHR 

Arbeitet die Europaische Gemeinschaft neue Rechtsvorschriften aus zur Anderung, Abläsung 
oder Verlängerung der Vorschriften über den Zugang zum Güterkraftverkehrsmarkt (Erste 
Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 über die Aufsteflung gemeirsamer Regein für 
bestimmte Beförderungen im Güterkrattverkehr zwischen Mitgliedstaaten (ABI. Nr. L 70 vom 
6.8.1962, S. 2005/62), Richtlinie 65/269/EWG des Rates (ABI. Nr. L 88 vom 24.5.1965, 
S. 1469/65), Verordnung (EWG) Nr. 3164/76 des Rates (ABI. Nr. L 357 vom 29.12.1976, 
S. 1), Entscheidung 80/48/EWG des Rates (ABI. Nr. L 18 vom 24.1.1980, S. 21), Verord-
nung (EWG) Nr. 4059/89 des Rates (ABI. Nr. L 390 vom 30.12.1989, S. 3)), so fassen die 
Vertragsparteien gem5f3 den gemeinsam vereinbarten Verfahren einen Beschluf3. über die 
Anderung des diesbezüglichen Anhangs, so data die Verkehrsunternehmen der Vertrags-
parteien zu gleichen Bedingungen Zugang zum Güterkraftverkehrsmarkt der anderen Vertrags-
parteien erhalten. 

Während der Geltungsdauer des Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und Osterreich über den Güterverkehr im Transit auf der Schiene und der Stra1e 
berühren künftige Anderungen des Abkommens nicht die bestehenden gegenseitigen 
Marktzugangsrechte gem6f3 Artikel 16 des Abkommens zwischen der Europáischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und Osterreich über den Güterverkehr auf der Schiene und auf der 
Stra1e und gemäl3 den bilateralen Abkommen zwischen Osterreich einerseits urid Finnland, 
Norwegen, Schweden und der Schweiz andererseits, sofern zwischen den betreffenden 
Parteien nichts anderes vereinbart wird. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZU ARTIKEL 61 ABSATZ 3 BUCHSTABE b DES ABKOMMENS 

Die Vertragsparteien erklären, daf3 bei der Prüfung, ob eine Ausnahme gem51 Artikel 61 
Absatz 3 Buchstabe b gewährt werden kann. die EG-Kommission dem Interesse der EFTA-
Staaten und die EFTA-Uberwachungsbehörde dem Interesse der Gemeinschaft Rechnung 
tragt. 
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GEMEfNSAME ERKLARUNG 
UBER BEIHILFEN AUS DEN EG-STRUKTURFONDS 

ODER ANDEREN FINANZIERUNGSINSTRUMENTEN 

Die Vertragsparteien erklären, daG die finanzielle Unterstützung aus den EG-Strukturfonds 
sowie durch die Europäische Investitionsbank oder andere vergleichbare Finanzierungs-
instrumente oder Fonds den Unternehmen nach Ma(gabe der Bestimmungen des Abkommens 
über staatliche Beihilfen gewährt wird. Sic erklären, da(3 auf Ersuchen eines Uberwachungs-
organs ein Informations- und Meinungsaustausch über diesé Formen der Hilfe stattfinden soil. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZUM SCHIFFBAU 

Die Vertragsparteien kommen Oberein, bis zum Au(erkrafttreten der Siebten Schiffbau-
Richtlinie (Ende 1•993) von der Anwendung der in Artikel 61 des Abkommens festgelegten 
aligemeinen Regein für die staatlichen Beihilfen auf den Schiffbau abzusehen. 

Artikel 62 Absatz 2 des Abkommens und die Protokoile über die staathchen Beihilfen finden 
auf den Schiffbau Anwendung. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
UBER DIE ZUSAMMENARBEIT IN KULTURELLEN ANGELEGENHEITEN 

Die Vertragsparteien, in Anbetracht ihrer Zusammenarbeit im Europarat, eingedenk der auf der 
Ministertagung der Europäischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten sowie der Staaten 
der Europäischen Freihandelsassoziation am 9. April 1984 in Luxemburg verabschiedeten 
Erklãrung, in dem Bewu(3tsein, dail die Verwirklichurig des freieri Waren-, Dienstleistungs- 
und Kapitalverkehrs sowie der Freizügigkeit im Europäischen Wirtschaftsraum erhebliche 
Auswirkungen auf den Bereich der Kultur haben wird, erklären ihre Absicht, die Zusammen-
arbeit in kulturellen Angelegenheiten zu verstärken und zu erweitern, urn zu einem besseren 
gegenseitigen Verständnis der Völker eines multikulturellen Europas beizutragen und das 
nationale und regionale Kulturerbe, durch dessen Vielfalt die europäische Kultur bereichert 
wird, zu schützen und zu fördern. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
UBER DIE BETE1LIGUNG VON SACHVERSTANDIGEN DER GEMEINSCHAFT 

AN DER ARBEIT VON AUSSCHUSSEN DER EFTA-STAATEN ODER VON AUSSCHUSSEN, 
DIE VON DER EFTA-OBERWACHUNGSBEHORDE EINGESETZT WERDEN 

In der gleichen Weise, wie Sachverstandige der EFTA-Staaten an der Arbeit der in Proto-
koIl 37 zum Abkommen aufgeführten EG-Ausschüsse teilnehmen, werden Sachverständige 
der Gemeinschaft auf Ersuchen der Gemeinschaft an der Arbeit entsprechender Gremien der 
EFTA-Staaten oder entsprechender Gremien, die von der EFTA-Uberwachungsbehörde 
eingesetzt werden, beteiligt, die sich mit denselben Sachgebieten befassen wie die in 
Protokoll 37 aufgeführten EG-Ausschüsse. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZU PROTOKOLL 35 ZUM ABKOMMEN 

Zwischen den Vertragsparteien besteht Einigkeit darGber, da(3 die Wirkung bestehender 
innerstaatlicher Regelungen, die die unmittelbare Anwendbarkeit und den Vorrang 
internationaler Abkommen vorsehen, durch das Protokoll 35 nicht eirigeschränkt wird. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZUM VERHALTNIS ZWISCHEN DEM EWR-ABKOMMEN UND BESTEHENDEN ABKOMMEN 

Rechte, die durch bestehende Abkommen zwischen einem oder mehreren EG-Mitgliedstaaten 
auf der einen Seite und einem oder mehreren EFTA-Staaten auf der ar,deren Seite oder 
zwischen zwei oder mehr EFTA-Staaten gewährleistet werden, weiche zum Beispiel Einzei-
personen, Wirtschaftsbeteiligte, die regionale Zusammenarbeit oder Verwaitungsverein-
barungen betreffen, bleiben vom EWR-Abkommen unberührt, bis auf seiner Grundiage 
mindestens gieichwertige Rechte verwirklicht werden können. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZUR VEREINBARTEN AUSLEGUNG VON ARTIKEL 4 ABSATZE 1 UND 2 

DES PROTOKOLLS 9 ZUM HANDEL MIT FISCH 
UND ANDEREN MEERESERZEUGNISSEN 

1. Solange die EFTA-Staaten nicht die geltenden Gemeinschaftsvorschriften für die 
Fischereipolitik übernehmen, iSt in dem Fall, da1fl auf aus staatlichen Mitteln gewährte 

Beihilfen Bezug genommen wird, jede Wettbewerbsverfälschung von den Vertrags-
parteien nach Artikel 92 und 93 des EWG-Vertrags und in Verbindung mit dem em-
schlagigen Gemeinschaftsrecht für die Fischerei und der Gemeinsamen Erklärung zu 
Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c des Abkommens zu prüfen. 

2. Solange die EFTA-Staaten nicht die geltenden Gemeinschaftsvorschriftefl für die 
Fischereipohtik übernehmen, ist in dem Fall, dag auf Rechtsvorschriften für die Markt-
organisation Bezug genommen wird, jede auf diesen Rechtsvorschriften beruhende 
Wettbewerbsverfalschung gern6l`3 den Grundsätzen der geltenden Gemeinschafts-
vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation zu prüfen. 

Behält ein EFTA-Staat innerstaatliche Vorschriften für die Marktorganisation im Fischerei- 
sektor bei oder führt er solche Vorschriften em, so gelten diese von vornherein als mit 
den im ersten Unterabsatz genannten Grundsätzen vereinbar, sofern sie folgende 
Mindestanforderungen erfüllen: 

a) Die Rechtsvorschriften für die Erzeugerorganisationen entsprechen den Grundsätzen 
der geltenden Gemeinschaftsvorschriften hinsichtlich 

- 	der Gründung auf Initiative der Erzeuger, 
der Freiheit, als Mitglied em- oder auszutreten, 

- 	des Fehlens einer beherrschenden Stellung, sofern diese nicht für die Verfolgung 
von Zielen erforderlich ist, die denen des Artikels 39 des EWG-Vertrags ent-
sprechen. 

b) Werden die Regeln der Erzeugerorganisationen auf Nichtmitglieder der Erzeuger-
organisationen ausgedehnt, so entsprechen die anzuwendenden Bestimmungen denen 
des Artikels 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3687/91. 

C) Bestehen Bestimmungen über preisstützende Interventionen oder werden derartige 
Bestimmungen eingeführt, so entsprechen sie denen des Titels III der Verordnung 
(EWG) NR. 3687/91. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZUR ANWENDUNG VON 

ZOLLZUGESTANDNISSEN FÜR BESTIMMTE LANDWIRTSCHAFTLICHE ERZEUGNISSE 

Die Vertragsparteien erklären, dali im Fall von Zollzugeständnissen, die sowohi gemãli 
Protokofi 3 zum Abkommen als auch gemäfi einer in Protokoll 42 zum Abkommen erwãhnten 
bilateralen Vereinbarung über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen eingeräumt 
werden, bei Vorlage entsprechender Unterlagen die günstigere Zoilbehandlung gewährt wird. 

Die Verpflichtungen aus Artikel 16 des Abkommens bleiben hiervon unberGhrt. 
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GEMEINSAME ERKLARuNG 
ZUR AMTSHILFE DER AUFSICHTSBEHORDEN 

IN BEZUG AUF SPIRITUOSEN 

Die Vertragsparteien komi-nen Oberein, dall künftige EG-Rechtsvorschriften über die Amtshilfe 
in bezug auf Spirituosen zwischen den zuständigen Behörden der EG-Mitgliedstaaten, die für 
dieses Abkommen von Bedeutung sind, nach den allgemeinen Abkommensbestimmungen 
über die BeschiuIMassung behandelt werden. 
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GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZUR ANDERUNG VON ZOLLZUGESTANDNISSEN 

UND ZU DEN SONDERREGELUNGEN FÜR SPANIEN UND PORTUGAL 

Die voile Umsetzung des in Protokoll 3 beschriebenen Systems hängt für einige Vertrags-
partelen davon ab, daI3 das jeweilige Preisausgleichssystem geändert wird. Diese Anderungen 
sind ohne Anderungen von Zollzugeständnissen nicht möglich. Diese Anderungen würden 
keinen Ausgfeich zwischen den Vertragsparteien des Abkommens erfordern. 

Das in Protokoll 3 beschriebene System berührt nicht die Anwendung der einschlägigen 
Ubergangsbestimmungen der Beitrittsakte für Spanien und Portugal und führt in der Gemein-
schaft - in ihrer Zusamrnensetzung yam 31. Dezember 1985 - nicht dazu, clarl einer Vertrags-
partei des EWR-Abkommens eine günstigere Behandlung gewãhrt wird als den neuen EG-
Mitgliedstaaten. lnsbesondere berührt dieses System nicht die Beitrittspreisausgleichsbeträge 
gem5ll der Akte über den Beitritt Spaniens und Portug&s. 



1006 

GEMEINSAME ERKLARUNG 
ZUM HARMONISIERTEN SYSTEM 

Die Vertragsparteien kommen überein, so bald wie moglich, spätestens bis zum 
31. Dezember 1992, den deutschen Text der Warenbezeichnungen im Harmonisierten 
System, der in den entsprechenden Protokollen und Anhängen zum EWR-Abkommen 
enthalten ist, zu harmonisieren. 



1008 

ERKLARUNG 
DER REGIERUNGEN DER EG-MITGLIEDSTAATEN 

UND DER EFTA-STAATEN 
UBER DIE ERLEICHTERUNG DER GRENZKONTROLLEN 

Zur Förderung der Freizügigkeit arbeiten die EG-Mitgliedstaaten und die EFTA-Staaten 
vorbehaltlich der in den geeigneten Gremien festzulegenden praktischen Modalitäten 
zusammen, urn den Angehörigen der jeweils anderen Staaten und ihren Farnilienangehorigen 
die Kontrollen an den Grenzen zwischen ihren Hoheitsgebieten zu erleichtern. 
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ER K LA R U NG 
DER REGIERUNGEN DER EG-MITGLIEDSTAATEN 

UND DER EFTA-STAATEN 
USER DEN POLITISCHEN DIALOG 

Die Europãische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten und die Mitgliedstaaten der Europãi-
schen Freihandelsassoziation gaben ihrem Wunsch Ausdruck, ihren politischen Dialog über die 
AuIenpoiitik im Hinblick auf die Entwickiung engerer Beziehungen in Bereichen beiderseitigen 
Interesses zu verstärken. 

Sie vereinbarten diesbezüglich: 

- 	anI51Iich der Tagungen des EWR-Rates einen informellen Gedankenaustausch auf 
Ministerebene zu pflegen. Gegebenenfalls könnte ein soicher Gedankenaustausch auf den 
Sitzungen der potitischen Direktoren vorbereitet werden; 

- 	bestehende diplomatische Kanäle, insbesondere die diplomatischen Vertretungen in der 
Hauptstadt und dem Land des EG-Vorsitzes, in Brüssel und in den Hauptstädten der 
EFTA-Länder, vail auszuschopfen; 

- 	sich bei Konferenzen und in internationalen Organisationen informell zu konsuitieren; 

- 	daf3 dies in keiner Weise bestehende bilaterale Kontakte in diesem Bereich beeinträchtigt 
oder ersetzt. 





1012 

ERKLARUNG 
DER REGIERUNGEN LIECHTENSTEINS UND DER SCHWEIZ 

ZU ALKOHOLMONOPOLEN 

Unbeschadet ihrer Verpflichtungen aus dem Abkommen erklären die Schweiz und 
Liechtenstein, daf ihre Alkoholmonopole auf wichtigen agrar-, gesundheits- und sozial-
poiitischen Erwägungen beruhen. 
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ERKLARUNG 
DER REGERUNGEN DER EFTA-STAATEN 

ZUM FREIEN VERKEHR LEICHTER NUTZFAHRZEUGE 

Der in Anhang II: Technische Vorschriften, Normen, Prüfungen und Bescheinigungen. TO I: 
Kraftfahrzeuge festg&egte Grundsatz des freien Verkehrs leichter Nutzfahrzeuge ab dem 
1. Januar 1995 wird von den EFTA-Staaten unter der Voraussetzung anerkannt, daG bis 
dahin neue Rechtsvorschriften gelten, die denen für die anderen Fahrzeugkassen entspre-
chen. 
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ERKLARUNG 
DER REGIERUNG LIECHTENSTEINS 

ZUR BESONDEREN LAGE DES LANDES 

Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein, 

bezugnehmend auf Abschnitt 18 der Gemeinsamen Erkiärung vom 14. Mai 1991, die auf der 
Ministertagung der Europäischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten sowie der Staaten 
der Europäischen Freihandelsassoziation verabschiedet wurde, 

unter erneuter Bestätigung der Pflicht, zu gewährieisten, da(3 alle Bestimmungen des EWR-
Abkommens beachtet und nach Treu und Glauben angewandt werden, 

erwartet, dais der besonderen geographischen Lage Liechtensteins im Rahmen des EWR-
Abkommens gebührend Rechnung getragen wird, 

1st der Auffassung, da(l eine Situation, die das Ergreifen der in Artikel 112 des EWR-
Abkommens bezeichneten Mai3nahmen rechtfertigt, insbesondere dann als gegeben anzu-
sehen 1st, wenn KapitaizuflUsse aus einer anderen Vertragspartei geeignet sind, den Zugang 
der gebietsansässigen Bevöikerung zu Immobiiien zu gefährden, oder wenn die Zahi der 
Angehörigen von EG-Mitgliedstaaten oder anderen EFTA-Staaten oder die Zahi der von diesen 
Staatsangehorigen insgesamt besetzten Arbeitsplätze in der Wirtschaft im Vergleich zu den 
jeweiligen Zahien für die gebietsansässige Bevölkerung in auIergewohnIichem MaIe zunimmt. 
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ERKLARUNG 
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT 

Die Europäische Gemeinschaft 1st der Ansicht, daG die Erklärung der Regierung Osterreichs zu 
Schutzmafnahmen die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien aus dem Abkommen 
unberührt IãI3t. 
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ERKLARUNG 
DER REGiERUNG DER SCHWEIZ 

ZU SCHUTZMASSNAHMEN 

Die Schweiz steilt fest, da(3 sie aus Gründen ihrer besonderen geographischen und demogra-
phischen Gegebenheiten bei Ungieichgewichten demographischer, sozialer oder akologischer 
Natur, die sich aus Wanderbewegungen von Angehörigen der EWR-Staaten ergeben, 
MaInahmen ergreiferi kann, urn die Einwanderung aus EWR-Staaten zu begrenzen. 
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ER KLAR U NC 
DER REGIERUNG DER SCHWEIZ 

ZUR EINFIJHRUNG VON NACHDIPLOM-STUDIENGANGEN 
FÜR ARCHITEKTUR AN DEN HOHEREN TECHNISCHEN LEHRANSTALTEN 

Mit dem Antrag, die von den Höheren Technischen Lehranstalter, erteilten Diplome im 
Studiengang Architektur in Artikel 11 der Richtlinie 85/384/EWG einzubeziehen, erklãrt sich 
die Schweizerische Eidgenossenschaft bereft, auf akademischem Niveau ein einjähriges, mit 
einer Prüfung abzuschIiefendes Nachdiplom-Studium einzurichten, damit der Studiengang 
insgesamt den Voraussetzungen des Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe a entspricht. Dieses 
Nachdiplom-Studium wird vom Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit zum Beginn des 
Studienjahres 1 995/9 6 eingeführt. 
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ERKLARUNG 
DER REGIERUNGEN LIECHTENSTEINS UND DER SCHWEIZ 

ZUR AMTSHILFE 

Mit Bezug auf die Bestimmungen des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, 
die sich mit der Zusammenarbeit zwischen den Uberwachungsorganen im Bereich der 
Finanzdienstleistungen (Bankgeschäfte, OGAW und Wertpapierhandel) befassen, unter-
streichen die Regierungen der Schweiz und Liechtensteins die Bedeutung, weiche sie der 
Wahrung des Amtsgeheimnisses und des Spezialitätsprinzips beimessen, und stellen fest, daf 
die Auskünfte ihrer zuständigen Behörden von den Behörden, die diese Auskünfte erhalten, 
gem5f3 diesen Grundsätzen zu behandein sind. Unbeschadet der in den einschlägigen 
Rechtsvorschriften festgelegten FäIIe bedeutet dies: 

Alle Personen, die für Behörden, die Informationen erhalten, arbeiten oder gearbeitet 
haben, sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Als vertraulich bezeichnete Auskünfte 
werden entsprechend behandelt. 

Die zuständigen Behörden, die vertrauliche Auskünfte erhalten, dürfen diese nur zur 
ErfOflung ihrer in den einschlägigen Rechtsvorschriften festgelegten Aufgaben verwenden. 
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ERKLARUNG 
DER REGIERUNG DER SCHWEIZ 

ZUR ANWENDUNG DER SCHUTZKLAUSEL 
IM KAPITALVERKEHR 

Angesichts der Tatsache, daIs das Angebot an nutzbarem Land in der Schweiz besonders 
gering, die ausländische Nachfrage nach Immobilien traditionell gro1. und aul'erdem der Anteil 
der gebietsansässigen Bevölkerung, die eigenes Eigentum bewohnt, im Vergleich zum Gbrigen 
Europa niedrig ist, steilt die Schweiz fest, daG sie insbesondere dann SchutzmaInahmen 
ergreifen kann, wenn Kapitalzuflüsse aus dem Gebiet anderer Vertragsparteien zu Störungen 
des Immobilienmarktes führen, die unter anderem den Zugang der gebietsansässigen 
Bevölkerung zu Immobilien gefährden könnten. 
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ERKLARUNG 
DER REGIERUNG NORWEGENS 

ZUR UNMITTELBAREN VOLLSTRECKBARKEIT VON ENTSCHEIDUNGEN 
DER EG-ORGANE, DURCH DIE IN NORWEGEN ANSASSIGEN 

UNTERNEHMEN FINANZIELLE VERPFLICHTUNGEN AUFERLEGT WERDEN 

Die Vertragsparteien werden darauf hingewiesen, daI3 die gegenwärtige Verfassung 
Norwegens nicht vorsieht, daI3 Eritscheidungen der Gemeinschaftsorgane, durch die in 
Norwegen ansässigen IJnternehmen finanzielle Verpflichtungen auferfegt werden, unmittelbar 
vollstreckt werden können. Norwegen erkennt an, daI3 derartige Entscheidungen auch 
weiterhin unmittelbar an soiche Unternehmen gerichtet werden und daI3 diese ihre Vet-
pflich.tungen nach der gegenwärtigen Praxis erfüllen soliten. Die genannten verfassungsrecht-
lichen Beschränkungen der unmittelbaren Vollstreckbarkeit von Entscheidungen der EG-
Organe bezüglich finanzieller Verpflichtungen gelten nicht fir Tochtergesellschaften und 
Vermögenswerte im Gebiet der Gemeinschaft, die in Norwegen ansässigen Unternehmen 
gehoren. 

Soliten Schwierigkeiten auftreten, so ist Norwegen bereit, in Konsultationen einzutreten und 
auf eine alle Teile befriedigende Lösung hinzuarbeiten. 
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ERKLARUNG 
DER REGIERUNG OSTERREICHS 

ZUR VOLLSTRECKUNG VON ENTSCHEIDUNGEN DER EG-ORGANE 
BEZUGLICH FINANZIELLER VERPFLICHTUNGEN 

IM HOHEITSGEBIET OSTERREICHS 

Osterreich erklärt, dall seine Verpflichtung, Entscheidungen der EG-Organe, durch die 
finanzielle Verpflichtungen auferlegt werden, in seinem Hoheitsgebiet zu volistrecken, nur 
soiche Entscheidungen betrifft, die vollständig unter die Bestimmungen des EWR-Abkommens 
fallen. 
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ER K LA RUNG 
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT 

ZUM SCHIFFBAU 

Die Europäische Gemeinschaft ist bestrebt, das Niveau der auftragsbezogenen Produktions-
beihilfen für Werften schrittweise zu senken. Die Kommission arbeitet darauf hin, die 
Beihilfehöchstgrenzen so weit und so schnell wie im Rahmen der Siebten Richtlinie 
(90/684/EWG) moglich zu senken. 

Die Siebte Richtlinie gilt bis Ende 1993. Bei der Entscheidung,.ob elne neue Richtlinie 
erforderlich ist, überprüft die Kommission unter Berücksichtigung der Fortschritte beim Abbau 
auftragsbezogener Produktionsbeihilfen auch die Wettbewerbsbedingungen irn Schiffbau im 
gesamten EWR. Bei dieser OberprGfung arbeitet die Kommission eng mit den EFTA-Staaten 
zusammen und trägt den Ergebnissen der Bemühungen in einem gröferen internationalen 
Rahrnen gebührend Rechnung, urn Bedingungen zu schaffen, die einen Wettbewerb ohne 
Verzerrungen gewährleisten. 
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ER K LA RUNG 
DER REGIERUNGEN DER EFTA-STAATEN 

ZUR CHARTA DER SOZIALEN GRUNDRECHTE 
DER ARBEITNEHMER 

Die Regierungen der EFTA-Staaten teilen die Ansicht, da(3 die erweiterte wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit Fortschritten auf sozialem Gebiet einhergehen mu(, die in enger 
Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern zu er.zielen sind. Die EFTA-Staaten woflen elnen 
aktiven Beitrag zur Entwicklung der sozialen Dimension des Europäischen Wirtschaftsraumes 
leisten. Sie begrü1en daher, dai3 die Zusammenarbeit mit der Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten auf sozialem Gebiet aufgrund dieses Abkommens verstärkt wird. Die 
genannten Regierungen erkennen, weiche Bedeutung in diesem Zusammenhang einer 
Garantie der sozialen Gründrechte der Arbeitnehmer im gesamten EWR zukommt, billigen die 
in der Charta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer vom 9. Dezember 1989 festgelegten 
Grundsätze und Rechte und erinnern an das darin niedergelegte Subsidiaritätsprinzip. Sie 
steflen fest, daI3 bei der Umsetzung derartiger Rechte die unterschiedliche Praxis der einzelnen 
Staaten, insbesondere hinsichtlich der Rolle der Sozialpartner und der Koflektivverträge, 
gebührend berücksichtigt werden mu(. 
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ERKLARUNG 
DER EUROPAISCHEN GEMENSCHAFT 

Die Europäische Gemeinschaft 1st der Ansicht, dal3 die einseitige Erklärung der Regierung 
Osterreichs zur Umsetzung des Artikels 5 der Richtinie 76/207/EWG hinsichtlich der 
Nachtarbeit die Rechte und Pflichteri der Vertragsparteien aus dem Abkommen unberührt 
Iäft. 
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ERKLARUNG 
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT 

ZU DEN RECHTEN VON ANWALTEN AUS DEN EFTA-STAATEN 
NACH DEM GEMEINSCHAFTSRECHT 

Die Gemeinschaft verpflichtet sich, die Satzung des Gerichtshofs und des Gerichts erster 
Instanz der Europäischen Gemeirischaften so zu ändern, da(3 die für eine Rechtssache 
ernannten Bevollmächtigen sich bei der Vertretung eines EFTA-Staates oder der EFTA-
Uberwachungsbehorde von einem Beistand oder einem Anwalt unterstützen lassen können, 
der berechtigt ist, vor dem Gericht eines EFTA-Staates aufzutreten. Sie verpflichtet sich 
ferner, zu gewährleisten, daI3 Anwälte, die berechtigt sind, var einem Gericht eines EFTA-
Staates aufzutreten, Einzelpersonen und Wirtschaftsbeteiligte var dem Gerichtshof und dem 
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften vertreten dQrfen. 

Treten soiche Bevollmächtigten, Beistände und Anwätte vor dem Gerichtshof und dem 
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften auf, so genief3en sie unter den in den 
Verfahrensordnungen dieser Gerichte festzulegenden Bedirigungen die Rechte und Immuni-
täten, die für die unabhängige ErfüUung ihrer Aufgaben erforderiich sind. 

Ferner trifft die Gemeinschaft die notwendige'n MaInahmen, damit Anwäften aus den EFTA-
Staaten nach dem Gemeinschaftsrecht dieselben rechtichen Vorrechte eingeräumt werden 
wie Anwälten aus den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 
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ERKLARUNG 
DER EUROPAISCHEN GEMEiNSCHAFT 
ZU ARTKEL 103 DES ABKOMMENS 

Die Europäische Gemeinschaft 1st der Ansicht, daG sie die endgültige Anwendung des in 
Artikel 103 des Abkommens genannten Beschiusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
aufschieben kann, bis die EFTA-Staaten die in Artikel 103 Absatz 1 genannten verfassungs-
rechtlichen Voraussetzungen erfüllt haben. 
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ERKLARUNG 
DER EUROPAISCHEN GEMEJNSCHAFT 

ZUM TRANSITVERKEHR IM FISCHEREISEKTOR 

Nach Auffassung der Geme!nschaft findet Artikel 6 des Protokol!s 9 auch dann Anwendung, 
wenn bis zum Inkrafttreten des Abkommens keine für beide Seiten zufriedenstellende Läsung 
der Frage des Transitverkehrs gefunden worden 1st. 
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ERKLARUNG 
DER REGIERUNG DER SCHWEIZ 

UBER FISKALZOLLE 

Das interne Verfahren für die Umwandlung der Fiskalzölle in innerstaatiiche Steuern ist 
eingeleitet warden. 

Unbeschadet des Protokoils 5 zum Abkommen und vorbehaitlich der Zustimmung zu den 
erforderlichen Verfassungs- und Gesetzesänderungen gem61 ihren innerstaatiichen Rechts-
vorschriften schafft die Schweiz die ZöHe auf die Positionen in der dem Protokoil 5 bei-
gefGgten Tabelle ab, sob&d die innerstaatliche Besteuerung in Kraft tritt. 

Vor Ende 1993 findet eine Volksabstimmung über diese Frage statt. 

Bei einern positiven Ausgang der Volksabstimmung werden alle Anstrengungen unternommen 
werden, damit die Umwand!ung der Fiskalzölle in innerstaatUche Steuern bis E .nde 1996 
vofizogen wird. 
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ER K LARUNG 
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT 

ZU BILATERALEN ABKOMMEN 

Die Gemeinschaft ist der Ansicht, da( 

- 	die bilateralen Abkommen über den Stra1en- und Eisenbahngüterverkehr zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Osterreich sowie zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweiz, 

die bilateralen Abkommen Uber bestimmte Vereinbarungen betreffend die Landwirtschaft 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den einzeinen EFTA-Staaten, 

- 	die bilateralen Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Schweden, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Norwegen sowie der 
Europãischen Wirtschaftsgemeinschaft und Island 

zwar in getrennten Rechtsinstrumenten niedergelegt, aber Teil des Gesamtgleichgewichts der 
Verhandlungsergebnisse sind und ein wesentliches Element für ihre Zustimmung zum EWR-
Abkommen darstellen. 

Die Gemeinschaft behält sich daher das Recht vor, den AbschIu1 des EWR-Abkommens so 
lange auszusetzen, bis ihr die Ratifizierung der genannten bilateralen Abkommen von den 
betreffenden EFTA-Staaten notifiziert worden ist. Au1.erdem behält sich die Gemeinschaft die 
Entscheidung bezüglich der Folgerungen vor, die im FaDe einer Nichtratifizierung dieser 
Abkommen zu ziehen sind. 
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ERKLARUNG 
DER REGIERUNG DER SCHWEIZ 

ZUM ABKOMMEN ZWSCHEN DER EWG UND DER SCHWEIZERSCHEN 
EIDGENOSSENSCHAFT 

USER DEN GUTERVERKEHR AUF STRASSE UND SCHIENE 

Die Schweiz bemtht sich, das bilaterale Abkommen zwischen der EWG und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Güterverkehr auf Stra(e und Schiene rechtzeitig 
für die Ratifizierung des EWR-Abkommens zu ratifizieren, bekrãftigt aber ihren Standpunkt, 
da(3 das EWR-Abkommen und dieses bilaterale Abkommen als zwei getrennte Rechtsinstru-
mente mit eigenem Stellenwert anzusehen sind. 
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ERKLARUNG 
DER REGIERUNGEN DER EFTA-STAATEN 

ZUM FINANZIERUNGSMECHAMSMUS DER EFTA 

Die EFTA-Staaten sind der Ansicht, daf3 die in der gemeinsamen Erkiärung betreffend den 
Finanzierungsmechanismus genannten "zweckdiénlichen und gerechten Lösungen" dazu 
ftjhren sofiten, daIs entweder der der Gemeinschaft beitretende EFTA-Staat nach seinem 
Beitritt zur Gemeinschaft keine finanzieilen Verpflichtungen im Rahmen des EFTA-Finanzie-
rungsmechanismus mehr hat oder daf3 seine Beiträge zum EG-Gesamthaushalt entsprechend 
angepai'3t werden. 



VEREINBARUNG 

UBER DIE VEROFFENTLICHUNG DER INFORMATIONEN, 

DIE FÜR DEN EWR VON BEDEUTUNG SIND 
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ISLANDISCHE MISSION 
bei den 
EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Rue Archimède 5 
1040 Brüssel 

BrUssel, den 

Betr.: Veroffentlichung der Informationen, die für den EWR von Bedeutung sind 

Sehr geehrter Herr 

Hinsichtlich der Veroffentlichung von Informationen, die für den EWR von Bedeutung sind und 

die nach dern Inkrafttreten des EWR-Abkommens zu veröffentlichen sind, möchte ich 

zusammenfassen, daf3 wir folgendes vereinbart haben: 

Es wird sich urn ein koordiniertes System handein, das aus dern Amtsblatt der EG und einer 

besonderen EWR-Beilage zu diesem Amtsblatt bestht. Falls die Informationen, die sowohi für 

die EG als auch die EFTA-Staaten veröffentlicht werden sollen, identisch sind, wird die 

Veroffentlichung durch die EG irn EG-Amtsblatt gleichzeitig als Veröffentlichung in den drei 

gemeinsamen EG/EFTA-Sprachen dienen, während die Informationen in den übrigen vier 

EFTA-Sprachen (Finnisch, lsländisch, Norwegisch und Schwedisch) in der EWR-Beilage zum 

AmsbJatt der EG veröffentlicht werden. Die EFTA-Staaten iverden für eine geeignete 

Infrastruktur sorgen, urn zu gewährleisten, clag die erforderlichen Ubersetzungen in den vier 

Nicht-EG-EFTA-Sprachen rechtzeitig zur Verfügung stehen. Die EFTA-Staaten sind für die 

Bereitstellung der Unterlagen zur Erstellung der EWR-Beilage verantwortlich. 
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Das Veroffentlichungssystem würde aus folgenden Elementen bestehen: 

a) Entscheidungen des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Uber den Besitzstand und andere 

Entscheidungen. Rechtsakte, Bekanntgaben usw. der EWR-Organe 

Die den Besitzstand betreffenden Entscheidungen des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 

werden in den neun Amtssprachen in einem besonderen EWRAbschnitt des Amts-

blattes der EG veröffentlicht. Diese Veroffentlichung dient gleichzeitig als Veräffentli-

chung in den drei gemeinsamen Sprachen. Diese Entscheidungen werden aul3erdem in 

der EWR-Beilage in den Amtssprachen der nordischen EFTA-Staaten veröffentlicht; 

zudem besteht für die EFTA-Staaten in deren eigener Verantwortung die Moglichkeit, in 

der EWR-Beilage gegebenenfalls zu lnformationszwecken Veröffentlichungen in ihrer 

Arbeitssprache vorzunehmen. 

Dies gilt auch für andere Entscheidungen, Rechtsakte, Bekanntgaben usw. der EWR-

Organe, insbesondere des EWR-Rates und des Gemeinsamen EWRAusschusses. 

Was Entscheidungen des Gemeinsamen EWR-Ausschusses über den Besitzstand betrifft, 

so wird aus dem tnhaltsverzeichnis des EWR-Abschnitts zu ersehen sein, we die 

einschlägigen innergemeinschaftlichen Texte zu finden sind. 

b) Die EG betreffende EFTA-Daten 

Informationen seitens der EFTA-Staaten, der EFTA-Uberwachungsbehörde, des Stãndi-

gen Ausschusses der EFTA-Staaten und des EFTA-Gerichtshofs, die beispielsweise die 

Bereiche Wettbewerb, staatliche Beihilfen, öffentliches Auftragswesen und technische 

Normen betreffen, werden in den neun Amtssprachen der EG in einem besonderen EWR-

Abschnitt des Amtsblatts der EG veröffentlicht. 



1054 

Die finariziellen Aspekte des Veroffentlichungssystems werden in elner gesonderten Verein-

barung geregelt. 

Ich ware lhnen dankbar. wenn Sie mir Ihre Zustimmung hierzu bestatigen könnten. 

Genehmigen Sie, shr geehrter Herr 	, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hoch- 

achtung. 

Harnes Hafstein 

B otsc ha fter 

Leiter der isländischen Mission 

bei den Europäischen Gemeinschaften 

Herrn Horst Krenzler 
Generaidirektor 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
Generaldirektion I 
Avenue d'Auderghem 35 
Brüssel 
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KOMMSSION 
DER EUROPAISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

Generaldirektion 
Auswärtige Beziehungen 

Der Generaldirektor 

Brüssel, den 

Herrn H. Hafstein 
Botschafter 
Leiter der EFTA-Delegation 
EFTA-Sekretariat 
Rue d'Arlon 118 
1040 Brüssel 

Sehr geehrter Herr 

Ich beehre mich, Ihnen den Eingang Ihres heutigen Schreibens zu bestätigen, das wie folgt 

lautet: 

"Hinsichtlich der Veröffentlichung von Inforrnationen, die für den EWR von Bedeutung sind 

und die nach dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens zu veröffentlichen sind, möchte ich 

zusammenfassen, da1l wir folgendes vereinbart haben: 

Es wird sich urn ein koordiniertes System handein, das aus demAmtsblatt der EG und einer 

besonderen EWR-Beilage zu diesem Amtsbatt besteht. Falls die Informationen, die sowohi für 

die EG als auch die EFTA-Staaten veröffentlicht werden sollen, identisch sind, wird die 

Veroffentlichung durch die EG' irn EG-Amtsblatt gleichzeitig als Veröffentlichung in den drei 

gemeinsamen EG/EFTA-Sprachen dienen, während die Informationen in den übrigen vier 

EFTA-Sprachen (Finnisch, lsländisch, Norwegisch und Schwedisch) in der EWR-Beilage zum 

Amtsblatt der EG veräffentlicht werden. Die EFTA-Staaten werden für elne geeignete 

lnfrastruktur sorgen, urn zu gewährleisten, daI3 die erforderlichen Ubersetzungen in den vier 

Nicht-EG-EFTA-Sprachen rechtzeitig zur Verfügung stehen. Die EFTA-Staaten sind für die 

Bereitstellung der Unterlagen zur Erstellung der EWR-Beilage verantwortlich. 
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Das Veräffentlichungssystem würde aus folgenden Elementen bestehen: 

a) Entscheidungen des Gemeinsamen EWR-Ausschusses (iber den Besitzstand und andere 

Entscheidungen. Rechtsakte, Bekanntgaben usw. der EWR-Organe 

Die den Besitzstand betreffenden Entscheidungen des Gemeinsamen EWR-Ausschussês 

werden'in den neun Amtssprachen in einem besonderen EWR-Abschrütt des Amts-

blattes der EG veröffentlicht. Diese Veroffentlichung dient gleichzeitig als Veröffentli-

chung in den drei gemeinsamen Sprachen. Diese Entscheidungen werden auI&erdem in 

der EWR-Beilage in den Amtssprachen der nordischen EFTA-Staaten veröffentlicht; 

zudem besteht für die EFTA-Staaten in deren eigener Verantwortung die Möglichkeit, in 

der EWR-Beilage gegebenenfalls zu lnformationszwecken Veroffenttichungen in ihrer 

Arbeitssprache vorzunehmen. 

Dies gilt auch für andere Entscheidungen, Rechtsakte, Bekanntgaben usw. der EWR-

Organe, insbesoridere des EWR-Rates und des Gemeinsamen EWR-Ausschusses. 

Was Entscheidungen des Genieinsamen EWR-Ausschusses über den Besitzstand betrifft, 

so wird aus dem lnhaltsverzeichnis des EWR-Abschnitts zu ersehen sein, wo die 

einschlãgigen innergemeinschaftlichen Texte zu finden sind. 

b) Die EG betreffende EFTA-Daten 

Informationen seitens der EFTA-Staaten, der EFTA-Uberwachungsbehörde, des Ständi-

gen Ausschussesder EFTA-Staaten und des EFTA-Gerichtshofs, die beispielsweise die 

Bereiche Wettbewerb, staatliche Beihilfen, öffentliches Auftragswesen und technische 

Normen betreffen, werden in den neun Amtssprachen der EG in einem besonderen EWR-

Abschnitt des Amtsblatts der EG veräffentlicht. 
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Die finanzieflen Aspekte des Veröffenthchungssystems werden in einer gesonderten Verein-

barung geregelt. 

Ich ware Ihnen dankbar, wenn Sie mir 1hre Zustimmung hierzu bestätigen könnten.' 

Ich beehre mich, meine Zustimmung zum Inhalt dieses Schreibens zu bestätigen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr 	, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten 

Hochachtung. 

Horst G. Krenzler 
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KOMMISSION 
DER EUROPAISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

Generaldirektion 
Auswärtige Beziehungen 

Der Generaldirektor 

Brüssel, den 

Herrn Hannes Hafstein 
Botschafter 
Leiter der EFTA-Delegation 
EFTA-Sekretariat 
Rue d'Arlon 118 
1040 Brüssel 

Betr.: Veroffentlichung von EFTA-Bekanntmachungen betreffend das Auftragswesen 

Sehr geehrter Herr Hafstein 

Was die Veroffentlichung von Bekanntmachungen der EFTA-Staaten gernig Anhang XVI des EWR-

Abkommens und insbesondere Nummer 2 Buchstaben a und b im EG-Arntsblatt betrifft, darf ich die 

erzielte Vereinbarung wie folgt zusammenfassen: 

a) Die Bekanntmachungen der EFTA-Staaten sind in mindestens einer der Gemeinschaftssprachen 

dem Amt für Arntliche Veroffentlichungen der Europaischen Gemeinschaften (EUROFICE) 

zuzusenden; in der Bekanntmachung 1st anzugeben, in weicher EG-Sprache die Bekanntmachung 

ma(geblich ist; 

b) das EUROFICE veröffentlicht die vollstãndige Fassung der als mafgeblich erklärten Bekannt-

machung im Amtsblatt und im "Tenders Electronic Daily"; eine Zusammenfassung der wichtigsten 

Elemente wird in den übrigen Amtssprachen der Gerneinschaften veroffenlicht; 

C) die Bekanntmachungen der EFTA-Staaten werden vom EUROFICE in der Reihe S des EG-Amts-

blatts zusammen mit anderen Bekanntmachungen der Gemeinschaften und irn Rahmen der Fristen 

veröffentlicht, die in Rechtsakten, auf die in Anhang XVI Bezug genommen wird, festgelegt sind; 

d) die EFTA-Staaten tragen dafür Sorge, daIs ie Bekanntmachungen dern EUROFICE in einer der 

Amtssprachen der Gemeinschaften so rechtzeitig Qbermittelt werden, dag die Zeit, die den 

Lieferanten und Auftragnehmern zur Verfügung steht, urn Angebote zu unterbreiten oder ihr 

Interesse kundzutun, nicht kürzer 1st als die in Anhang XVI festgelegten Fristen; dies gilt unter der 

Voraussetzung, dafl das EUROFICE seine Verpflichtung einhalten kann, die Bekanntmachungen in 

die Amtssprachen der Gemeinschaft zu übersetzen und sie im Arntsblatt und im "Tenders 

Electronic Daily" innerhalb eines Zeitraums von zwälf Tagen (in dringenden Fallen fünf Tagen) zu 

veräftentlichen. 
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e) die Bekanntmachungen der EFTA-Staaten sind in dem Format der Musterbekannt-

machungen im Anhang zu den Rechtsakten, auf die in Anhang XVI Bezug genommen 

wird, zu übermitteln; jedoch nehmen die EFTA-Staaten im Hinblick auf die Schaffung 

eines effizienten und zeitgerechten Ubersetzungs- und Veraffentlichungssystems zur 

Kenntnis, da(l ihnen ernpfohlen wird, ähnliche genormte Bekanntmachungen für jeden 

einzelnen Staat festzulegen, wie sie in der Empfehlung 91/561/EWG vom 24. Oktober 

1991 (1)  für jeden der zwälf Mitgliedstaaten empfohlen werden; 

f) die Vertrage, die in den Jahren 1988 und 1989 durch die EG-Kommission über das 

EUROFICE und die jeweiligen von Schweden, Norwegen, Finniand, der Schweiz und 

(5sterreich benannten Steuen unterzeichnet wurden über die Veräffentlichung von 

EFTA-Lieferverträgen, die dem GATT-Abkommen über Offentliches Beschaffungswesen 

entsprechen, laufen mit Inkrafttreten des EWR-Abkornrnens aus; 

g) die finanziellen Aspekte dieses Veröffentlichungssystems werden durch eine getrennte 

Vereinbarung geregelt, die für alle ubrigen Veräffentlichungen betreffend den EWR 

festgelegt wird. 

Ich ware Ihnen dankbar, wenn Sie mir bestätigen würden, dag Sie dem Inhalt dieses 

Schreibens zustimmen. 	 - 

Hochachtungsvoll 

Horst G. Krenzler 

(1) AbI. Nr. L 305 vom 6.11.1991 und ABI. Nr. S 217 A-N vom 16.11.1991. 
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ISLANDISCHE MISSION 
bei den 
EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Rue Archiméde 5 
1 040 BrUssel 

Brüssel, den 

Sehr geehrter Herr 

Ich beehre mich, den Eingang Ihres heutigen Schreibens zu bestätigen, das wie folgt lautet: 

"Was die Veröffentlichung von Bekanntmachungen der EFTA-Staaten gemä1 Anhang XVI des 

EWR-Abkommens und insbesondere Nummer 2 Buchstaben a und b im EG-Amtsblatt betrifft, 

darf ich die erzielte Vereinbarung wie folgt zusammenfassen: 

a) Die Bekanntmachungen der EFTA-Staaten sind in mindestens einer der Gemeinschafts-

sprachen dem Arnt für Amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften 

(EUROFICE) zuzusenden; in der Bekanntmachung ist anzugeben, in weicher EG-Sprache 

die Bekanntmachung mat3geblich ist; 

b) das EUROFICE veröffentlicht die vollständige Fassung der als maIgeblich erklärten 

Bekanntmachung im Amtsblatt und im "Tenders Electronic Daily"; eine Zusammen-

fassung der wichtigsten Elemente wird in den übrigen Amtssprachen der Gemeinschaften 

veröffenlicht; 

C) die Bekanntmachungen der EFTA-Staaten werden vom EUROFICE in der Reihe S des EG-

Amtsblatts zusammen mit anderen Bekanntmachungen der Gemeinschaften und im 

Rahmen der Fristen veröffentlicht, die in Rechtsakten,auf die in Anhang XVI Bezug 

genommen wird, festgelegt sind; 
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d) die EFTA-Staaten,tragen dafür Sorge, daf.? die Bekanntmachungen dern EUROFICE in elner 

der Amtssprachen der Gemeinschaften so rechtzeitig übermittelt werden, daf3 die Zeit, 

die den Lieferanten und Auftragnehmern zur Verfügung steht, urn Angebote zu unter-

breiten oder ihr Interesse kundzutun, nicht kürzer ist als die in Anhang XVI festgelegten 

Fristen; dies gilt unter der Voraussetzung, daf3 das EUROFICE seine Verpflichtung 

einhalten kann, die Bekanritmachungen in die Arntssprachen der Gemeinschaft zu 

übersetzen und sie im Amtsblatt und irn "Tenders Electronic Daily" innerhalb eines Zeit-

raurns von zwölf Tagen (in dringenden Fallen fünf Tagen) zu veräffentlichen. 

e) die Bekanntrnachungen der EFTA-Staaten sind in dern Forrnat der Musterbekannt-

machungen im Anhang zu den Rechtsakten, auf die in Anhang XVI Bezug genommen 

wird, zu überrnitteln; jedoch nehmen die EFTA-Staaten irn Hinblick auf die Schaffung 

eines effizienten und zeitgerechten Ubersetzungs- und Veroffentlichungssystems zur 

Keñntnis, daG ihnen empfohlen wird, ahnliche genormte Bekanntmachungen für jeden 

einzelnen Staat festzulegen, wie sie in der Empfehlung 91/561/EWG vorn 24. Oktober 

- 1991 (1)  für jeden der zwälf Mitgliedstaaten empfohlen werden; 

f) die Vertrage, die in den Jahren 1988 und 1989 durch die EG-Komrnission über das 

EUROFICE und die jeweiligen von Schweden, Norwegen, Finnland, der Schweiz und 

Osterreich benannten Stellen unterzeichnet wurden über die Veröffentlichung von 

EFTA-Lieferverträgen, die dem GATT-Abkomrnen über Offentliches Beschaffungswesen 

entsprechen, laufen mit Inkrafttreten des EWR-Abkommens aus; 

(1) AbI. Nr. L 305 vorn 6.11.1991 und ABI. Nr. S 217 A-N vorn 16.11.1991. 
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VEREINBARTE NIEDERSCHRIFT 
der Verhandlungen über ein Abkommen zwischen 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und 

ihren Mitgliedstaaten und den EFTA-Staaten 
über den Europaischen Wirtschaftsraum 

Die Vertragsparteien sind wie folgt übereingekommen: 

zu Artikel 26 und Protokoll 13 
Vor dem lnkrafttreten des Abkommens prüft die Gemeinschaft gemeinsarn mit den inter-
essierten EFTA-Staaten, ob die Voraussetzungen erfüllt sind, unter denen Artikel 26 des 
Abkommens, ungeachtet des Absatzes 1 des Protokolls 13, im Verhältnis zwischen der 
Gemeinschaft und den betreffenden EFTA-Staaten auf den Fischereisektor Anwendung findet. 

zu Artikel 56 Absatz 3 
Das Wort "spürbar" in Artikel 56 Absatz 3 des Abkommens hat dieselbe Bedeutung wie in 
der Bekanntmachung der Kommission über Vereinbarungen von geringer Bedeutung, die nicht 
unter Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft fallen (ABI. Nr. C 231 vom 12.9.1986, S. 2). 

zu Artikel 90 
Die Geschäftsordnung des EWR-Rates stelit klar, dal3 die Minister der EFTA-Staaten bei der 
Beschluffassung mit einer Stimme sprechen. 

zuArtikel9l 
Der EWR-Rat sieht gegebenenfalls in seiner Geschaftsordnung vor, dal3 Unterausschüsse oder 
Arbeitsgruppen eingesetzt werden können. 

zu Artikel 91 Absatz 2 
Die Geschaftsordnung des EWR-Rates. stelit kiar, daI3 die Worte "so oft die Umstände dies 
erfordern" in Artikel 91 Absatz 2 sich auch auf den Fall beziehen, dag eine Vertragspartei von 
ihrem Evokationsrecht gemäll Artikel 89 Absatz 2 Gebrauch macht. 

zu Artikel 94 Absatz 3 
Der Gemeinsame EWR-Ausschua beschlieIt in einer seiner ersten Sitzungen, in der er sich 
eine Geschäftsordnung gibt, über die Einsetzung von Unterausschüssen oder Arbeitsgruppen, 
die er zur Unterstützung bei der Erfüllung seiner Aufgaben, zum Beispiel auf dem Gebiet der 
Ursprungsregeln und sonstiger Zollfragen, besonders dringend benötigt. 

zu Artikel 102 Absatz 5 
Im Falle elner vorläufigén AuIerkraftsetzung gemäl3 Artikel 102 Absatz 5 wird deren Umfang 
und lnkrafttreten in geeigneter Weise bekanntgemacht. 

zu Artikel 102 Absatz 6 
Artikel 102 Absatz 6 gilt nur für tatsächlich erworbene Rechte, nicht jedoch für die blo1e 
Aussicht auf den Erwerb der Rechte. Einige Beispiele für derartige erworbene Rechte: 
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- 	Eine vorlãufige Au(erkraftsetzung bezuglich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer berührt 
nicht das Recht eines Arbeitnehmers. irn Hoheitsgebiet einer Vertragspartei zu verbleiben, 
in dern er bereits vor der vorlaufigen Au(erkraftsetzung der Vorschriften gewohnt hat. 

- 	Eine vorläufige AuIerkraftsetzung bezUglich der Niederlassungsfreiheit berührt nicht die 
Rechte einer Gesellschaft im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei, in dern sie sich bereits 
vor der vorläufigen Auterkraftsetzung der Vorschriften niedergelassen hat. 

- 	Eine vorlaufige Auferkraftsetzung bezuglich Investitionen, zurn Beispiel in lrnmobilien, 
berührt nicht die lnvestitionen, die bereits vor dern Zeitpunkt der vorläufigen AuI.er-
kraftsetzung getätigt wurden. 

- 	Eine vorläufige Au(erkraftsetzung bezüglich des öffentlichen Auftragswesens berührt 
nicht die Ausführung eines bereits vor der vorläufigen Auf.erkraftsetzung vergebenen 
Auftrages. 

- 	Eine vorlaufige AuI3erkraftsetzung bezüglich der Anerkennung eines Diplorns berGhrt nicht 
das Recht des Inhabers eines soichen Diploms, eine entsprechende Berufstatigkeit auch 
weiterhin irn Hoheitsgebiet einer Vertragspartei auszuüben, die das Diplorn nicht erteilt 
hat. 

zu Artikel 103 	 - 
Fa(t der EWR-Rat einen Beschlu(, so gilt Artikel 103 Absatz 1. 

zu Artikel 109 Absatz 3 
Das Wort "Anwendung" in Artikel 109 Absatz 3 schlie(t auch die Durchfuhrung des 
Abkornrnens em. 

zuArtikel 111 
Die vorläufige Au1erkraftsetzung liegt nicht irn Interesse des guten Funktionierens des 
Abkommens und es soilten alle Anstrengungen unternommen werden, urn die vorläufige 
AuI.erkraftsetzung zu verrneiden. 

zu Artikel 112 Absatz 1 
Artikel 112 Absatz 1 bezieht sich auch auf die Lage in einern bestimrnten Gebiet. 

zu Artikel 123 
Die Vertragsparteien werden Artikel 123 nicht dazu milbrauchen, die Preisgabe von Auskünf -
ten im Wettbewerbsbèreich zu verhindern. 

zu Artikel 129 
Saute eine Vertragspartei nicht bereit sein, das Abkornrnen zu ratifizieren, so überprüfen die 
Unterzeichner die Lage. 

zu Artikel 129 
Soilte eine Vertragspartei das Abkornmen nicht ratifizieren, so treten die übrigen Vertrags-
parteien zu einer diplomatischen Konferenz zusammen, urn die Auswirkungen der Nicht-
ratifikation auf das Abkornrnen zu beurteilen und urn die Möglichkeit für die Annahme eines 
erganzenden Protokalls zu prüfen, das den notwendigen internen Verfahren unterliegt. Eine 
solche Konferenz wird einberufen, sobald feststeht, dall eine Vertragspartei das. Abkommen 
nicht ratifizieren wird, oder spätestens, wenn der Zeitpunkt für das lnkrafttreten des Abkorn-
mens nicht eingehalten wird. 
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zu Pro tokoll 3 
Die Anlagen 2 bis 7 werden vor dem lnkrafttreten des Abkommens abschlie1end ausge-
arbeitet. Die Anlagen 2 bis 7 werden so bald wie möglich, spätestens aber bis zum 1. Juli 
1992 ausgearbeitet. Hinsichtlich Anlage 2 stellen die Sachverstandigen ein Verzeichnis dër 
dem Preisausgleich unterliegenden Grundstoffe auf und gehen dabei von den Grundstoffen 
aus, die vor dem lnkrafttreten des Abkommens Preisausgleichsma(nahmen der Vertrags-
parteien unterlagen. 

zu Pro tokoll 3 Artike/ 11 
Urn die Anwendung des Protokolls Nr. 2 der Freihandelsabkommen zu erleichtern, werden die 
Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 zu den jeweiligen Freihandelsabkommen über die 
Bestirnrnung des Begriffs "Ursprungswaren" und die Verfahren der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen vor dem lnkrafttreten des EWR-Abkommensgeändert. Diese Anderungen zielen 
darauf ab, die genannten Bestimmungen, die unter anderem den Ursprungsnachweis und die 
Zusammenarbeit der Verwaltungen betreffen, so weit wie rnöglich mit denen des Protokolls 4 
des EWR-Abkommens in Einklang zu bringen, während das System der "diagonalen" 
Kumulierung und die zur Zeit irn Rahmen des Protokolls Nr. 3 geltenden entsprechenden 
Bestimmungen beibehalten werden. Diese Anderungen schränken foiglich den durch die 
Freihandelsabkommen erreichten Liberalisierungsgrad nicht em. 

zu Protokoll 9 
Vor dem lnkrafttreten des Abkommens setzen die Gemeinschaft und die interessierten EFTA-
Staaten ihre Erörterungen über die Angleichung der Rechtsvorschriften über die Durchfuhr 
von Fisch und Fischereierzeugnissen fort, urn eine zufriedenstellende Regelung zu finden. 

zu Protokoll 11 Artikel 14 Absatz 3 
Wie in der Arbeitsunterlage XXI/201/89 der Kommission niedergelegt, wird die Gemeinschaft 
unter uneingeschränkter Beachtung der koordinierenden Rolle der Kornrnission unrnittelbare 
Kontakte herstellen, soweit dies die Anwendung dieses Protokolls flexibler und effizienter 
gestaltet und dies auf der Grundlage der Gegenseitigkeit geschieht. 

zuProtokoll 16undAnhang VI 
Die Schweiz und die interessierten Staaten konnen bilateral die Möglichkeit erörtern, ob 
bilaterale Abkommen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit nach dem Ende der Ubergangs-
zeiten für die Freizügigkeit .beibehalten werden sollen. 

zu Pro tokoll 20 
Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen der zustandigen internationalen Organisationen die 
Regein für die Anwendung von Strukturverbesserungsma1.nahmen auf die österreichische 
Binnenschiffsflotte aus und berücksichtigen dabei, inwieweit diese Flotte an dern Markt 
tèilnehrnen wird, für den die Strukturverbesserungsrna1nahrnen bestimmt sind. Der Zeitpunkt, 
zu dem die Verpflichtungen Osterreichs aus den Strukturverbesserungs'matnahrnen wirksam 
werden, wird dabei gebührend berücksichtigt. 

zu den Protoko/len 23 und 24 (jewel/s Artikel 12 betreffend die Sprachen) 
Die EG-Kommission und die EFTA-Uberwachungsbehärde vereinbaren praktische Regelungen 
über die gegenseitige Hilfe oder eine andere geeignete Lösung insbesondere für die Frage der 
Ubersetzungen. 
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zu Pro tokoll 30 

Folgende EG-Ausschüsse auf dem Gebiet der statistischen Information sind als Ausschüsse 
ermittelt worden, an denen die EFTA-Staaten gema13 Artikel 2 dieses Protokolls uneinge-
schränkt teilnehmen: 

1. Ausschul.? für das statistische Programm der Europäischen Gemeinschaften, 
eingesetzt durch: 

389 D 0382: Beschlul3 des Rates 89/382/EWG, Euratom vom 19. Juni 1989 zur 
Einsetzung eines Ausschusses für das Statistische Programm der Europäischen Gemein-
schaften (Abi. Nr. L 181 vom 28.6.1989, S. 47), 

2. Ausschul3 für die Wähcungs-, Finanz- und Zah/ungsbi/anzstatisriken, 
eingesetzt durch: 

391 D 0115: Beschlug des Rates 91/1 15/EWG vom 25. Februar 1991 zur Einsetzung 
eines Ausschusses für die Währungs-, Finanz- und Zahlungsbilanzstatistiken 
(Abi. Nr. L 59 vom 6.3.1991, S.19), 

3. AusschuL für die statistische Geheimha/tung, 
eingesetzt durch: 

390 R 1 588: Verordnung (Euratom, EWG) Nr. 1 588/90 des Rates vom 11. Juni 1990 
über die Ubermittlung von unter die Geheimhaltungspflicht fallenden Informationen an das 
Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften (Abi. Nr. L 151 vom 15.6.1990, 
S.1), 

4. Ausschul.? für die Harmonisierung dec Erfassung des Bruttosozia/produkts zu Markt-
preisen, 
eingesetzt durch: 

389 L 0130: Richtlinie 89/130/EWG, Euratom des Rates vom 13. Februar 1989 zur 
Harmonisierung der Erfassung des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen (Abi. Nr. L 49 
vom 21.2.1989, S. 26), 

5. Beratender Ausschuf für statistische Informationen im Wirtschafts- und Sozialbereich, 
eingesetzt durch: 

391 D 0116: Beschlu(3 91/1 16/EWG des Rates vom 25. Februar 1991 zur Einsetzung des 
Europaischen Beratenden Ausschusses für statistische Informationen im Wirtschaft- und 
Sozialbereich (Abi. Nr. L 59 vom 6.3.1991, S. 21). 

Die Rechte und Pflichten der EFTA-Staaten in den genannten EG-Ausschüssen werden in 
der Gemeinsamen Erklärung zu den Verfahren für die FäIIe festgelegt, in denen die EFTA-
Staaten gem61 Artikel 76 und Teil VI des Abkommens sowie den entsprechenden 
Protokollen uneingeschränkt an EG-Ausschüssen teilnehmen. 

zu Protokoll 36 Artikel 2 
Die EFTA-Staaten beschJiefen vor dem Inkrafttreten des Abkommens über die ZahI der 
Vertreter ihrer jeweiligen Parlamente Im Gemeinsamen Parlamentarischen EWR-AusschuI. 
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zu Protokoll 37 
Gem6fl Artikel 6 des Protokolls 23 gilt die Bezugnahme auf den Beratenden Ausschug für 
Kartell- und Monopolfragen (Verordnung (EWG) Ni. 1 7/62 des Rates) auch für: 

- 	den Beratenden Ausschul3 für Kartell- und Monopolfragen auf dem Gebiet des Verkehrs 
(Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates), 

- 	den Beratenden Ausschu(1 für Kartell- und Monopoifragen auf dern Gebiet des See- 
verkehrs (Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates), 

- 	den Beratenden Ausschufl für Kartell- und Monopoltragen auf dem Gebiet des Luft- 
verkehrs (Verordnung (EWG) Nr. 3975/87 des Rates). 

zu Protokoll 37 
Gem69 der Revisionsklausel des Artikels 101 Absatz 2 des Abkornmens wird in das Ver-
zeichnis des Protokolls 37 beim lnkrafttreten des Abkornmens folgender weiterer Ausschu1 
aufgenornmen: 

die Koordinierungsgruppe für die gegenseitige Anerkennung der Hochschuldiplome 
(Richtlinie 89/48/EWG des Rates). 

Die Teilnahmemodalitäten werden noch festgelegt. 

zuProtokoll47 
Die Vertragsparteien erarbeiten auf der Grundlage der einschlagigen Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 2048/89des Rates vorn 19. Juni 1989 mit Grundregein über die 
Kontrollen irn Weinsektor ein Verfahren für die gegenseitige Arntshilfe zwischen den Behär -
den, die die Einhaltung der Gemeinschafts- und der innerstaatlichen Vorschriften für den 
Weinsektor zu gewährleisten haben. 
Die Modalitäten dieser gegenseitigen Arntshilfe werden vor dem lnkrafttreten des Abkom-
mens festgelegt. Bis zur Einführung eines soichen Verfahrens sind die einschlagigen Bestim-
mungen der bilateralen Abkommen zwischen der Gemeinschaft und der Schweiz sowie 
zwischen der Gerneinschaft und Osterreich über Zusammenarbeit und Kontrolle irn Wein-
sektor rnal3gebend. 

zu den Anhãngen VI und VII 
Weitere, in einer Unterlage der Verhandlungsgruppe III vorn 11. November 1991 beschriebene 
besondere Anpassungen auf dern Gebiet der sozialen Sicherheit und der gegenseitigen 
Anerkennüng der Bescheinigungen über die berufliche Befähigung müssen noch vor dern 
lnkrafttreten des EWR-Abkommens vorgenommen werden. 

zuAnhang VII 
Vom lnkrafttreten des Abkommens an kann sich kein Staat, für den dieses Abkommen gilt, 
auf Artikel 21 der Richtlinie 75/362/EWG des Rates vom 16. Juni 1975 (AbI. Ni. L 167 vom 
30.6.1975, S.1) berufen, urn von Angehorigen anderer Staaten, für die das Abkommen gilt, 
für die Zulassung zur Tätigkeit als Kassenarzt die Ableistung einer zusätzlichen Vorbereitungs-
zeit zu verlangen. 

zu Anhang VII 
Vorn lnkrafttreten des Abkommens an kann sich kein Staat, für den dieses Abkommen gilt, 
auf Artikel 20 der Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 (Abl. Nr. L 233 vom 
24.8.1978, S. 1) berufen, urn von AngehOrigen anderer Staaten, für die das Abkommen gilt, 
für die Zulassung zur Tätigkeit als Kassenzahnarzt die Ableistung elner zusãtzlichen Vor-
bereitungszeit zu verlangen. 
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zu Anhang VII 
Ingenieure der Stiftung der Schweizerischen Register der lngenieure. der Architekten und der 
Techniker (REG) fallen unter Artikel 1 Buchstabe d erster Gedankenstrich der Richtlinie 
89/48/EWG des Rates vorn 21. Dezember 1988 (AbI. Nr. L 19 vorn 24.1.1989, S. 16) über 
eine ailgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens 
dreijährige Berufsausbildung abschlie(3en, soweit sie die Voraussetzungen des Artikels 1 
Buchstabe a dieser Richtlinie erfüllen. 

zuAnhangiX 
Bis zum 1. Januar 1993 stellen Finnland, Island und Norwegen jeweils ein Verzeichnis der 
Nichtlebensversicherungsunternehrnen auf, die von den Anthrderungen der Artikel 16 und 17 
der Richtlinie 73/239/EWG des Rates (ABI. Nr. L 228 vom 16.8.1973, S. 3) freigestellt sind, 
und Gbermitteln dieses den anderen Vertragsparteien. 

zu Anhang IX 
Bis zum 1. Januar 1993 stellt Island ein Verzeichnis der Lebensversicherungsunternehrnen 
auf, die von den Anforderungen der Artikel 18, 19 und 20 der Richtlinie 79/267/EWG des 
Rates (AbI. Nr. L 63 vom 13.3.1979, S. 1) freigestellt sind, und übermittelt dieses den 
anderen Vertragsparteien. 

zu Anhang XIII 
Die Vertragsparteien überprufen nach einern gerneinsam vereinbarten Verfahren die Richtlinie 
91/439/EWG des Rates vorn 29. Juli 1991 über den Führerschein, urn sie in den Anhang XIII 
über den Verkehr einzubeziehen. 

zu Anhang XIII 
Die EFTA-Staaten, die Vertragsparteien des Europäischen Abkommens über die Arbeit des 
Fahrpersonals imgrenzCberschreitenden Kraftverkehr (AETR) sind, rnachen vor dern Inkraft-
treten des Abkommens folgenden Vorbehalt zum AETR geltend: 
"Der Verkehr zwischen den Vertragsparteien des EWR-Abkommens gilt als Binnenverkehr im 
Sinne des AETR, soweit er nicht im Durchgangsverkehr das Hoheitsgebiet eines Drittstaates 
berührt, der Vertragspartei des AETR 1st." 
Die Gemeinschaft ergreift die notwendigen MaFnahmen, urn die Vorbehalte der EG-Mitglied-
staaten entsprechend zu ändern. 

zu Anhang XVI 
Artikel 100 des Abkommens findet auf die Ausschüsse im Bereich des öffentlichen Auftrags-
wesens Anwendung. 
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KOMMISSION 
DER EUROPAISCHEN 
	

Brüssel, den 
GEMEINSCHAFTEN 

Generaldirektion 
Auswartige Beziehungen 

Der Generaldirektor 
Herrn H. Hafstein 
Botschafter 
Leiter der EFTA-Delegation 
EFTA-Sekretanat 
Rue dArlon 118 
1040 Brussel 

Sehr geehrter Herr Haf stein! 

Ich nehme auf unsere Erorterungen der EWR-Interimsphase Bezug und gehe davon aus, dat3 
wir uns geeinigt haben, eine Interimsvereinbarung zu treffen, damit das Abkommen in 
geordneter Weise in Kraft treten kann. 

m Rahmen dieser Vereinbarung werden die Strukturen und Verfahren beibehaen, die während 
der EWR-Verhandlungen begrundet wurden. Eine hochrangige Interimsgruppe, die von 
Interimsgruppen von Sachverstandigen unterstUtzt wird, wird nach dem Beispiel der bisherigen 
hochrangigen Verhandungsgruppe und der Verhandlungsgruppen aus Vertretern der Gemein-
schaft und der EFTA-Staaten zusammengesetzt sein und im EWR-Rahmen unter anderem den 
Besitzstand der Gemeinschaft prUfen, der zwischen dem 1. August 1991 und dem Inkrafttreten 
des Abkommens angenommen wurde. Die Ubereinstimmung wird festgehalten bzw. in die 
endgultige Form gebracht entweder durch ZusatzprotokoHe zu dem EWR-Abkomrnen oder - 
nach Inkraftlreten des Abkommens - durch angemessene Beschlüsse des Gemeinsamen EWR-
Ausschusses. Etwaige wesentliche Verhandlungsprobleme, die sich im Rahmen der 
Interimsvereinbarung ergeben, werden nach dem Inkrafttreten des Abkommens von dem 
Gemeinsamen EWR-Ausschu(3 behandelt. 

Es wird davon ausgegangen, dal3 die Informations- und Konsultationsverfahren des EWR-
Abkommens erst nach Inkrafttreten des Abkommens angewandt werden können: die Gemein-
schaft wird die EFTA-Staaten während der Interimsphase über Vorschläge für einen neuen 
Besitzstand der Gemeinschaft unterrichten, sobald diese dem EG-Ministerrat unterbreitet 
wurden. 

Ich ware Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihre Zustimmung zu dieser Interimsvereinbarung 
bestätigen wUrden. 

Hochachtungsvofl 
Horst G. Krenzer 
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ISLNDISCHE MISSION 
bei den 
EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Rue Archimède 5 
1040 Brüssel 

BrUssel, den 

Sehr geehrter Herr Krenzler! 

Ich beehre mich, den Eingang Ihres heutigen Schreibens zu bestatigen, das wie folgt lautet: 

,,Ich nehme auf unsere Erarterungen der EWR-Interimsphase. Bezug und gehe davon aus, da3 
wir uns geeinigt haben, eine Interimsvereinbarung zu treften, damit das Abkommen in 
geordneter Weise in Kraft treten kann. 

rn Rahrnen dieser Vereinbarung werden die Strukturen und Verfahren beibehaften, die während 
der EWR-Verhandlungen begrundet wurden. Eine hochrangige Interimsgruppe, die von 
Interimsgruppen von Sachverstandigen unterstützt wird, wird nach dern Beispiel der bisherigen 
hochrangigen Verhandlungsgruppe und der Verhandlungsgruppen aus Vertretern der Gemein-
schaft und der EFTA-Staaten zusammengesetzt sein und im EWR-Rahmen unter anderern den 
Besitzstand der Gerneinschaft prufen, der zwischen dem 1. August 1991 und dern Inkratttreten 
des Abkornmens angenommen wurde. Die Ubereinstimmung wird festgehalten bzw. in die 
endgultige Form gebrcht entweder durch Zusatzprotokolle zu dern EWR-Abkommen oder - 
nach Inkrafttreten des Abkornrnens - durch angemessene Beschlüsse des Gemeinsamen EWR-
Ausschusses. Etwaige wesentliche Verhandlungsprobleme, die sich irn Rahmen der 
Interimsvereinbarung ergeben, werden nach dern Inkrafttreten des Abkommens von dem 
Gerneinsamen EWR-Ausschul3 behandelt. 

Es wird davon ausgegangen, da(3 die Informations- und Konsultationsverfajiren des EWR-
Abkommens erst nach lnkrafttreten des Abkomrnens angewandt werden können; die Gemein-
schaft wird die EFTA-Staaten während der Interimsphase uber Vorschlage für einen neuen 
Besitzstand der Gemeinschaft unterrichten, sobald diese dem EG-Ministerrat u nterbreitet 
wurden. 

Ich ware Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihre Zustimmung zu dieser Interimsvereinbarung 
bestätigen würden." 

Ich beehre mich, Ihnen meine Zustimmung zu dieser Interimsvereinbarung zu bestatigen. 

HochachtungsvoH 
Hannes Hafstein, Botschafter 

Leiter der Mission Islands 
bei den Europaischen Gemeinschaften 
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Undatiertes Schreiben 
von Herrn Hannes Hafstein, Botschafter, 
Leiter der Isländischen Mission bei 
den Europäischen Gemeinschaften, 

an Herrn Horst G. Krenzler, 
Generaldirektor, 
Kommission der Europaischen Gemeinschaften, 
Generaldirektion I 

Sehr geehrter Herr Generaldirektor, 

ich nehme Bezug auf unsere Erärterungen in der Hochrangigen Verhandlungsgruppe vom 
21. Oktober 1991 in Luxemburg und mächte Ihnen folgende Vorschlage unterbreen. 

Ich schlage vor, daB sich die EG-Mitgliedstaaten und die EFTA-Staaten im Rahmen ihrer 
jeweiligen Verhandlungen mit Polen, Ungarn, der Tschechoslowakei usw. über 
Präferenzabkommen gemeinsam darum bemühen, ein System für die multilaterale/diagonale 
Kumulierung im Warenhandel einschlieBlich Textilhandel festzulegen. Die Ausdehnung der 
bestehenden Verwaltungsvereinbarungen über Textilien von 1984 zwischen Osterreich und der 
Gemeinschaft sowie zwischen der Schweiz und der Gemeinschatt auf andere EFTA-Staaten 
solite ebenfalls gepruft werden. 

Ich möchte vorschlagen, diese Fragen im ersten Halbjahr 1992 im Rahmen des regelmäBigen 
Informationsaustausches zwischen den Dienststellen der EG-Kommission und Vertretern der 
EFTA-Staaten sowie des EFTA-Sekretariats aufzugreifen, damit die Ergebnisse so bald wie 
maglich umgesetzt werden kännen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Generaldirektor, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 
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Undatiertes Schreiben 
von Herm Horst G. Krenzler, 
Leiter der Delegation der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, 

an Herrn Hannes Hafstein, Botschafter, 
Leiter der EFTA-Delegation 

Sehr geehrter Herr Botschafter, 

ich nehme Bezug auf das heute paraphierte Abkommen zwischen der Gemeinschaft, ihren 
Mitgliedstaaten und den EFTA-Staaten zur Schaffung des Europäischen Wirtschaftsraurns und 
dail lhnen bestätigen, daI3 Artikel 100 des EWR-Abkommens hinsichtlich des Beratenden 
Bankenausschusses auf die Aufgaben Anwendung findet, bei denen der Ausschut3 die 
Kommission bei der AusUbung der ihr vom Rat ubertragenen Durchführungsbefugnisse 
unterstützt. Hinsichtlich der Ubrigen Aufgaben des Beratenden Bankenausschusses werden 
Vertreter der Kommission und der Vorsitzende des Ausschusses vor und nach den Sitzungen 
des Ausschusses mit Vertretern der zuständigen Behörden der EFTA-Staaten Inlormationen 
austauschen und sich mit ihncn beraten. Dieselbe Regelung gift enisprechend für den 
Versicherungsausschu 3, sobald die einschlägigen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften erias-
sen und in das EWR-Abkommen einbezogen worden sind. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
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Undatiertes Schreiben 
von Herrn Hannes Hafstein, Botschafter, 
Leiter der lsländischen Mission bei 
den Europäischen Gemeinschatlen, 

an Herrn Horst G. Krenzler, 
Generaldirektor, 
Kommission der Europaischen Gemeinschaften, 
Generaldirektion I 

Sehr geehrter Herr Generaldirektor, 

ich beehre mich, den heutigen Eingang !hres Schreibens zu bestätigen, das wie folgt lautet 

,,lch nehme Bezug aut das heute paraphierte Abkommen zwischen der Gemeinschaft, ihren 
Mitgliedstaaten und den EFTA-Staaten zur Schatfunq des Europäischen Wirtschaftsraums und 
dart lhnen bestätigen, daB Artikel 100 des EWR-Abkommens hinsichtlich des Beratenden 
Bankenausschusses auf die Aufgaben Anwendung findet, bei denen der Ausschul3 die 
Kommission bei der Ausubung der ihr vom Rat ubertragenen Durchfuhrungsbefugnisse 
unterstUtzt. Hinsichtlich der ubrigen Aufgaben des Beratenden Bankenausschusses werden 
Vertreter der Kommission und der Vorsitzende des Ausschusses vor und nach den Sitzungen 
des Ausschusses mit Vertretern der zustandigen Behörden der EFTA-Staaten Informationen 
austauschen und sich mit ihnen beraten. Dieselbe Regelung gilt entsprechend für den 
Versicherungsausschu 13, sobald die einschlägigen gemeinschafthichen Rechtsvorschriften erlas-
sen und in das EWR-Abkommen einbezogen worden sind." 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Generaldirektor, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 
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Undatiertes Schreiben 
von Herm Horst Krenzler, 
Generaldirektor, 
Kommission der Europaischen Gemeinschaften, 
Generaldirektion I 

an Herrn Hannes Hafstein, Botschafter, 
Leiter der EFTA-D&egation 

Betriftt: DurchfUhrung von Protokoll 31 zum EWR-Abkommen CREST 

Sehr geehrter Herr Botschafter, 

wie Sie wissen, Iegt Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d des Protokoils 31 zum Entwurf des EWR-
Abkommens Sonderbestimmungen für die Teilnahme der EFTA-Staaten an der Arbeit des 
Ausschusses für wissenschafthiche und technische Forschung (CREST) fest. Im Anschtul3 an 
die Erarterung in der gemeinsamen Sitzung CREST/EFTA vom 29. November 1991 möchte ich 
Ihnen nun darlegen, wie die genannten Bestimmungen nach Ansicht der Kommission 
durchgefuhrt werden soliten. 

Aufgrund der Entschliet3ung des Rates von 1974, durch die CREST eingesetzt wurde, hätte 
CREST nach dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens, was seine beratenden Funktionen für die 
wissenschaftliche und technische Forschung betrifit, drei Aufgaben: 

1) den Rat zu beraten, 
2) die Kommission bei internen EWG-Fragen zu beraten, 
3) die Kommission bei EWG-Fragen zu beraten, die auch für den EWR von Bedeutung sind. 

Es ware wünschenswert, daI3 die Stellungnahmen von Sachverstandigen aus den EFTA-
Staaten bei dieser dritten Aufgabe von CREST benicksichtigt werden. 

Unbeschadet der bestehenden Kontakte aufgrund der Luxemburger Erklarung von 1984 würden 
die EFTA-Staaten daher nach dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens aufgeorder1, Sachver-
standige zur Teiinahme an den Sitzungen von CREST zu entsenden, wenn dieser seine dritte 
Aufgabe wahrnimmt. Ihre Stellungnahmen würden in das Protokoll aufgenommen. Eine Abschrift 
des Protokollentwurfs würde vor Anfertigung der endgültigen Fassung auf dem üblichen Wege 
an aVe Teilnehmer zur Stellungnahme verlelft werden. AVe EFTA-Staaten werden in gleicher 
Weise wie die EG-Mitgliedstaaten sechs Monate im voraus einen Vorentwurf des Arbeitsplans 
und - sobald diesé verfügbar sind - Unterlagen für die folgenden Sitzungen erhaften, in denen 
Fragen behandeft werden, die für den EWR von Bedeutung sind. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
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Undatiertes Schreiben 
von Herrn Hannes Hafstein, Botschafter, 
Leiter der Isländischen Mission bei 
den Europäischen Gemeinschaften, 

an Herrn Horst G. Krenzler, 
Generaldirektor, 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
Generaldirektion I 

Sehr geehrter Herr Generaldirektor, 

ich beehre mich, den heutigen Eingang Ihres Schreibens zu bestatigen, das wie folgt lautet: 

Betrifft: Durchfuhrung von Protokoll 31 zum EWR-Abkommen CREST 

Wie Sie wissen, Iegt Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d des Protokofis 31 zum Entwurf des EWR-
Abkommens Sonderbestimmungen für die Teilnahme der EFTA-Staaten an der Arbeit des 
Ausschusses für wissenschaftliche und technische Forschung (CREST) fest. Im Anschlu(3 an 
die Erorterung in der gemeinsamen Sitzung CREST/EFTA vom 29. November 1991 möchte ich 
Ihnen nun darlegen, wie die genannten Bestimmungen nach Ansicht der Kommission 
durchgeführt werden soliten. 

Aufgrund der Entschlie(3ung des Rates von 1974, durch die CREST eingesetzt wurde, hätte 
CREST nach dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens, was seine beratenden Funktionen für die 
wissenschaftliche und technische Forschung betrifft, drei Aufgaben: 

1) den Rat zu beraten, 
2) die Kommission bei internen EWG-Fragen zu beraten, 
3) die Kommission bei EWG-Fragen zu beraten, die auch für den EWR von Bedeutung sind. 

Es ware wünschenswert, da(3 die SteUungnahmen von Sachverstandigen aus den EFTA-
Staaten bei dieser dntten Aufgabe von CREST berücksichtigt werden. 

Unbeschadet der bestehenden Kontakte aufgrund der Luxemburger Erklärung von 1984 würden 
die EFTA-Staaten daher nach dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens aufgefordert, Sachver -
'standige zur Teilnahme an den Sitzungen von CREST zu entsenden, wenn dieser seine dritte 
Aufgabe wahrnimmt. Ihre Stellungnahmen würden in das Protokoll aufgenommen. Eine Abschrift 
des Protokollentwurfs würde vor Anfertigung der endgültigen Fassung auf dem üblichen Wege 
an alle Teilnehmer zur Stellungnahrne verteilt werden. Alle EFTA-Staaten werden in gleicher 
Weise wie die EG-Mitgliedstaaten sechs Monate im voraus einen Vorentwurf des ArbespIans 
und - sobald diese verfügbar sind - Unterlagen für die folgenden Sitzungen erhaften, in denen 
Fragen behandelt werden, die für den EWR von Bedeutung sind." 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Generaldirektor, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 
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Undatiertes Schreiben 
von Herrn Horst C. Krenzler, 
Generaldirektor, 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
Generaldwektion I 

an Herrn Hannes Hatstein, Botschatter, 
Leiter der EFTA-Delegation 

Betrifft: Zu satz information über die hau shaltsrecht lichen Aspekte der Beteiligung der EFTA-
Staaten an bestimmten Mal3nahmen der Gemeinschaft 

Sehr geehrter Herr Botschafter, 

Artikel 82 des EWR-Abkommens enthält Bestimmungen über die finanzielle Beteiligung der 
EFTA-Staaten an bestimmten MaI3nahmen der Gemeinschafl. Au8erdem Iegt Protokoll 32 des 
Abkommens die erforderlichen FinanzierungsmodaUtäten für diese Beteiligung test. 

Bei den Verhandlungen über Protokoll 32 hietten es beide Seiten für wünschenswert, daI3 den 
EFTA-Staaten erganzende Informationer, über die haushaltsrechtliche Behandlung der Beteili-
gung der EFTA-Staaten - sowohi was die Darstetlung als auch die Ausführung betrifft - nach den 
internen Verfahren der Gemeinschaft zur Verfügung gestetit werden. 

Ich dart Ihnen im Anhang die Zusatzinformationen übersenden, die in dieser Phase 
zweckdientich erscheinen. Es versteht sich von setbst, daB diese Einzetheiten der derzeitigen 
Rechtslage entsprechen. 

Ich hofte, daB diese Informationen der notwendigen Ktarung dienen und dazu beitragen, die 
bestmoglichen Voraussetzungen für die Durchführung der im EWR-Abkommen vereinbarten 
finanzielten Zusammenarbeit zu gewährleisten. 

Mit vorzüglicher Hochachtung - 
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ERGANZENDE INFORMATIONEN UBER DIE DURCHFUHRUNG DER BESTIMMUNGEN 
DES PROTOKOLLS 32 ZUM EWR-ABKOMMEN 

1. Buchungstechnische Behandlung der Beitrâge der EFTA-Staaten 

Gem513 Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2 dritter Gedankenstrich der Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europaischen Gemeinschatten 1)  steVen die Beiträge von Drlttstaaten 
,,zweckgebundene Einnahmen" dar. 

In der Praxis bedeutet dies, da(3 die Beteiligung der EFTA-Staaten 

- zum einen bei den Einnahmenansätzen als besonderer Ansatz verbucht wird und daher nicht 
mit anderen Einnahmen innerhaib des Gesamthaushaltsplans verrechnet werden dart und 

- zum anderen - ausschlieBlich für die Zwecke der BuchfUhrung - ihre Identität behâlt, d.h. sie 
dart nur zur Abdeckung der Ausgaben für MaI3nahmen der Gemeinschaft verwendet werderi, 
an denen sich EFrA-Staaten beteiligen. 

Damit die Beachtung des Grundsatzes der ,,zweckgebundenen Einnahmen" gewahrleistet ist, 
werden daher auf BuchfUhrungsebene die geeigneten Maf3nahmen getroffen, urn diese 
getrennten Buchungen auf Dauer sicherzusteflen. 

Aul3erdem sei daran erinnert, daf3 für diese Buchungen Artikel 7 Absatz 4 der Haushaltsordnung 
gilt, der wie folgt lautet: 

,,Die am 31. Dezember nicht verwendeten Einnahrnen und verfUgbaren Mittel aus den in Artikel 
4 Absatz 2 genannten besonderen Einnahmen sind zu ubertragen." 

2. Iñformationen Uber die Gliederung des Haushaltsplans bezQglich der Beitrage der 
EFTA-Staaten 

Urn den Finanzbeitrag der EFTA-Staaten deutlich auszuweisen, wird im Gesamthaushaltsplan 
der Europäischen Gerneinschaften eine geeignete Gliederung vorgesehen, und zwar in 
folgender Form: 

1) Einnahmensätze: Haushaltsposten mit ,,p.m", bei dem im Laufe der Ausführung die Beiträge 
der EFTA-Staaten für das jeweilige Haushaltsjahr einzusetzen sind. 

In den Erläuterungen zu diesem Haushaltsposten wird informatorlsch der Gesamtbeitrag der 
EFTA-Staaten, ausgedrückt in Verpflichtungserrnächtigungen und Zahlungserrnächtigungen, 
angegeben. 

2) Aüsgabenansätze in TO B des Einzelplans III (Kommission): 

a) Bei jedem Haushaftsposten, der sich auf MaBnahmen bezieht, an denen sich die EFTA-
Staaten beteiligen, wird in den Erlãuterungen informatorisch der Beitrag der EFTA-Staaten 
angegeben. 

b) In einer dem TO B beigefügten Ubersicht 2)  werden auf der Grundlage des jeweiligen 
Eingliederungsplans aVe betroffenen Haushaltsposten und informatorisch die Beitrage der 
EFTA-Staaten für jede Maf3nahme aufgeführt. 

t) Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan der Europaischen 
Gemeinschaften (Abi. Nr. L 356 vom 31. 12. 1977, S. 1), geandert durch Verordnung (Euratom, EGKS, 
EWG) Nr. 610/90 des Rates vom 13. März 1990 (ABI. Nr. L 70 vom 16. 3. 1990, S. 1), nachstehend 
,,Haushaltsordnung genannt. 

2) Diese Zusammenfassung kOnnte praktisch in Form eines Anhangs erfolgen, sofern dieser sowohi in 
der Darstellung als auch in der Ausfuhrung einen Bestandteil des Haushaltsplans bildet. 
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Diese Gliederung - der Haushaltsposten bei den Einnahmenansàtzen und die Ubersicht bei den 
Ausgabenansätzen - dient auch der Vorausschau und der AusfUhrung einschlie6lich der 
RechnungsfUhrung sowie der Rechnungslegung und der Rechnungspnifung. 

3. AusfUhrungsbedingungen 

Der Zeitplan des Artikels 3 für die verschiedenen Anpassungen - insbesondere für diejenigen, 
die aufgrund von Abänderungen der Mittelansätze der Gerneinschafl irn Anschlu(3 an 
Mittelubertragungen sowie Berichtigungs- undloder Nachtragshaushalte notwendig werden - 
könnte zur Folge haben, daF3 der Proportionalitätsfaktor nicht immer ganz eingehalten wird, was 
zu Schwiengkeiten bei der Ausfuhnng des Haushaltsplans fUhren dUrfte und die Durchführung 
der betreffenden Ma(3nahrnen verzögern könnte. 

Nach Ansicht der Kommission wird es daher notwendig sein, daB beide Seiten nach dem 
Inkrafttreten des EWR-Abkommens geeignete Anstrengungen unternehrnen, urn diese Lage 
soweit wie möglich zu verbessern. 

Nach Ansicht der Kommission wird es ferner notwendig sein, irn Rahmen der in Artikel 4 des 
Protokolls 32 vorgesehenen Uberpnifung geeignete Anderungen dieses Protokofis vorzuneh-
men. 

Zu diesem Zweck beabsichtigt die Kommission, eine geeigente Anderung der Haushattsordnung 
vorzuschlagen, urn einen der neuen Lage besser angepa6ten rechtlichen Rahmen zu schaffen, 
mit dem die genannten Schwierigkeiten behoben werden kännen. 

Es versteht sich von selbst, daB im Falle eines soichen Vorschlags die zustandigen Organe der 
Gemeinschaft das Europäische Parlament, der Rat und der Rechnungshof aufgefordert sein 
werden, ihre jeweiligen Befugnisse gemal3 Artikel 209 des EWG-Vertrags auszuüben. 

4. Kontrollregelungen 

Die Kommission ist ferner der Ansicht, daB die in Artikel 7 Absatz 2 des Protokofis 32 genannten 
Regelungen irn Bedarfstalle rechtzeitig zu treffen sind. 
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Undatiertes Schreiben 
von Herrn Hannes Haf stein, Botschafter, 
Leiter der Islàridischen Mission bei 
den Europaischen Gemeinschaften, 

an Herrn Horst C. Krenzler 
Generaldirektor, 
Kommission der Europaischen Gemeinschaften, 
Generaldirektion I 

Sehr geehrter Herr Generaldirektor, 

ich beehre mich, den heutigen Eingang Ihres Schreibens zu bestàtigen, das wie folgt lautet: 

• .Betrifft: Zusatzinformation uber die haushaltsrechtlichen Aspekte der Beteihgung der EFTA-
Staaten an bestimmten MaBnahmen der Gemeinschaft 

Artikel 82 des EWR-Abkommens enthält Bestimmungen Uber die finanziefle Beteiligung der 
EFTA-Staaten an bestimmten Maf3nahmen der Gemeinschaft. Au(3erdem Iegt Protokofl 32 des 
Abkommens die erforderlichen Finanzierungsmodalitaten für diese Beteiligung test. 

Bei den Verhandlungen über Protokoll 32 hielten es beide Seiten für wünschenswert, daB den 
EFTA-Staaten erganzende Informationen über die haushaltsrechtliche Behandlung der Beteili-
gung der EFTA-Staaten - sowohl was die Darstellung, als auch was die Ausführung betriftt 
nach den internen Verfahren der Gemeinschaft zur Verfugung gestelit werden. 

Ich dart Ihnen im Anhang die Zusatzinformationen übersenden, die in dieser Phase 
zweckdienhch erscheinen. Es versteht sich von selbst, daB diese Einzelheiten der derzeitigen 
Rechtslage entsprecheri. 

Ich hofte, daB diese Informationen der notwendigen Klarung dienen und dazu beitragen, die 
bestmOglichen Voraussetzungen für die Durchführung der im EWR-Abkommen vereinbarten 
finanziellen Zusammenarbeit zu gewahrleisten." 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Generaldirektor, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 
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ERGANZENDE INFORMATIONEN UBER DIE DURCHFUHRUNG DER BESTIMMUNGEN 
DES PROTOKOLLS 32 ZUM EWR-ABKOMMEN 

1. Buchungstechnische Behandlung der Beitrâge der EFTA-Staaten 

Gemäi3 Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2 dritter Gedankenstrich der Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europaischen Gemeinschaften l)  stellen die Beitrâge von Drittstaaten 

,,zweckgebundene Einnahmen" dar. 

In der Praxis bedeutet dies, daI3 die Beteiligung der EFTA-Staaten 

- zum elnen bei den Einnahmenansätzen als besonderer Ansatz verbucht wird und daher nicht 
mit anderen Einnahmen innerhaib des Gesamthaushaltsplans verrechnet werden dart und 

- zum anderen - ausschlie6lich für die Zwecke der Buchführung - ihre ldentität behält, d.h. sie 
dart nur zur Abdeckung der Ausgaben for MaBnahmen der Gemeinschaft verwendet werden, 
an denen sich EFTA-Staaten beteiligen. 

Damit die Beachtung des Grundsatzes der ,,zweckgebundenen Einnahmen" gewahrleistet ist, 
werden daher auf Buchfuhrungsebene die geeigneten Ma6nahmen getroffen, urn diese 
getrennien Buchungen auf Dauer sicherzustellen. 

Aul3erdem sei daran erinnert, daI3 für diese Buchungen Artikel 7 Absatz 4 der Haushaftsordnung 
gift, der wie folgt lautet: 

,Die am 31. Dezember nicht verwendeten Einnahmen und vertUgbaren Mittel aus den in Artikel 
4 Absatz 2 genannten besonderen Einnahmen sind zu ubertragen." 

2. Informationen über die Gliederung des Haushaltsplans bezüglich der Beitrage der 
EFTA-Staaten 

Um den Finanzbeitrag der EFTA-Staaten deutlich auszuweisen, wird im Gesamthaushaltsplan 
der Europaischen Gemeinschaften eine geeignete Gliederung vorgesehen, und zwar in 
folgender Form: 

1) Einnahmensätze: Haushalisposten mit ,,p.m", bei dem im Laufe der Ausf(jhrung die Beiträge 
der EFTA-Staaten für das jeweilige Haushaftsjahr einzusetzen sind. 

In den Erlauterungen zu diesem Haushaltsposten wird informatorisch der Gesamtbeitrag der 
EFTA-Staaten, ausgedruckt in Verpflichtungsermachtigungen und Zahlungsermachtigungen, 
angegeben. 

2) Ausgabenansätze in TeiI.B des Einzelplans Ill (Kommission): 

a) Bei jedem Haushaltsposten, der sich auf Ma(3nahmen bezieht, an denen sich die EFTA-
Staaten beteiligen, wird in den Erlauterungen informatorisch der Beitrag der EFTA-Staaten 
angegeben. 

b) In einer dem Tell B beigetugten Ubersicht 2)  werden auf der Grundlage des jeweiligen 
Eingliederungsplans alle betroffenen Haushaltsposten und informatorisch die Beiträge der 
EFTA-Staaten für jede Maf3nahme aufgeführt. 

')Haushaltsordnung yam 21. Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan der Europaischen 
Gemeinschaften (Abi. Nr. L 356 yam 31. 12. 1977, S. 1), geandert durch Verordnung (Euratom. EGKS, 
EWG) Nr. 610/90 des Rates vom 13. März 1990 (ABI. Nr. L 70 vom 16.3. 1990, S. 1), nachstehend 
,.Haushaltsordnung" genanat. 

2)  Diese Zusammenfassung kOnnte praktisch in Form eines Anhangs erfolgen, sotern dieser sowohi in 
der Darstellung als auch in der Ausfuhrung einen Bestandteil des Haushaltsplans bildet. 
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Diese Gliederung - der Haushaltsposten bei den Einnahmenansätzen und die Ubersicht bei den 
Ausgabenansätzen - dient auch der Vorausschau und der Ausfuhrung einschlie6lich der 
Rechnungsführung sowie der Rechnungslegung und der RechnungsprUfung. 

3. Ausfuhrungsbedingungen 

Der Zeitplan des Artikels 3 für die verschiedenen Anpassungen - insbesondere für diejenigen, 
die aufgrund von Abanderungen der Mittetansätze der Gemeinschaft im AnschluB an 
Mittelubertragungen sowie Berichtigungs- ur,dloder Nachtragshaushalte notwendig werden - 
kônnte zur Folge haben, daB der Proportionaiitätsfaktor nicht immer ganz eingehaften wird, was 
zu Schwierigkeiten bei der Ausfuhrung des Haushaltsplans fuhren dürfte und die Durchfuhrung 
der betreffenden Ma6nahmen verzôgern kännte. 

Nach Ansicht der Kommission wird es daher notwendig sein, daB beide Seiten nach dern 
Inkrafttreten des EWR-Abkommens geeignete Anstrengungen unternehmen, urn diese Lage 
soweit wie möglich zu verbessern. 

Nach Ansicht der Kommission wird es ferner notwendig sein, im Rahmen der in Artikel 4 des 
Protokofls 32 vorgesehenen UberprUfung geeignete Anderungen dieses ProtokoUs vorzuneh-
men. 

Zu diesern Zweck beabsichtigt die Kommission, eine geeigente Anderung der Haushaftsordnung 
vorzuscNagen, urn eineri der neuen Lage besser angepaf3ten rechtlichen Rahmen zu schaffen, 
mit dern die genannten Schwiengkeiten behoben werden können. 

Es versteht sich von selbst, daB im FaDe eines soichen Vorschlags die zuständigen Organe der 
Gemeinschatt - das Europaische Parlament, der Rat und der Rechnungshof - aufgefordert sein 
werden, ihre jeweiligen Befugnisse gemaB Artik& 209 des EWG-Vertrags auszuuben. 

4. Kontrollregelungen 

Die Kommission ist ferner der Ansicht, daB die in Artikel 7 Absatz 2 des Protokotls 32 genannten 
Regelungen im Bedarfsfalle rechtzeitig zu treffen sind. 



P411] 

Undatiertes Schreiben 
von Herrn Hannes Hafstein, Botschafer, 
Leiter der Isändischen Mission bei 
den Europäischen Gemeinschaften. 

an Herrn Horst G. Krenzler 
Generaldirektor, 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
Generaldirektion I 

Sehr geehrler Herr Generaldirektor, 

im Namen der EFTA-Staaten mOchte ich ihnen mitteilen, da(3 die EFTA-Staaten auf der 
Ministertagung vom 21. Oktober 1991 in Luxemburg Ubereingekommen sind, ihre jeweiligen 
Beitrage zum Finanzierungsmechanismus auf der GnndIage des BSP zu Marktpreisen der drei 
Ietzten Jahre zu berechnen. 
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3. Bilaterale Agrarabkommen Osterreic h-E G: Erlauterungen 

3.1. ALLGEMEINER TElL 

Wie im Ailgemeinen Tell der Erläuterunen zum EWR-Abkornmen unter Punkt 1.7. sowie zu 
Punkt 2.2. "Der Frele Warenverkehr" augfitir1 wurde, sc.hlossen die Repubtik Osterreich und 
die EWG gleichzeitig mit dem EWR Abkommen ein weiteres Abkommen wonn die 
Vertragsparteien einander verschiedene Begunstigungen auf dem Agrarsektor einräumen. 

Osterreich hat sich schon in den vergangenen Jahren urn eine umfassendere Regelung der 
agranschen Beziehungen mit den EG bemüht, urn seir trditionellen Exporte sicherzusteflen 
und insbesondere einer Verschtechterung des agrarisrien Handelsbilanzdefizits Osterreichs 
gegenuber den EG entgegenzuwirken. Osterreich war daher auch bei Aufriahme der EWR-
Verhandlungen zu substantielleren Regelungen, moglichst in bilateraler Form, bereit. Eine 
derartige Vorgangsweise wurde jedoch sowohl von den anderen EFTA-Staaten als auch den EG 
abgelehnt. 

Im November 1990 übergab die Gemeinschaft der EFTA-Seite elne Liste von Agrarprodukten, 
für welche vorwiegend die südlichen EG-Mitgliedstaaten unter dem Titel der sozialen und 
wirtschaftlichen Kohäsion von den EFTA-Staaten einseitige Konzessionen, insbesondere 
Zofifreiheit und einen Abbau der mengenmäl3igen Einfuhrbeschränkungen, verlangt hatten. 
Osterreich trat jedoch für eine ausgewogene Läsung em, die entsprechende Konzessionen der 
EG auf dem Gebiet der Landwirtschaft auch zugunsten Osterreichs einschliel3en saUte. Im Sinne 
dieses österreichischen Vorschlages wurde schliel3lmch ein bilateraler Verhandlungsmodus der 
einzelnen EFTA-Staaten mit den EG durchgesetzt. 

Das irn Rahmen dieser Verhandlungen erzielte Abkommen in Form eines Brietwechsels enthält 
vier Vereinbarungen über die Einraumung gege.nseitiger Begünstigungen, und zwar für Käse, 
Obst und Gemüsesäfte, Wemn und Fleischwaren, weiters bestimmte Zollkonzessionen Oster -
reichs an die EG sowie Ursprungsregeln für die von diesem Abkommen erfa(3ten Produkte. 

Gem6l3 der erwähnten bilateralen Konzeption der Agrarvereinbarungen aus Anla(3 des EWR 
gelten die vereinbarten Begünstigungen zwischen Osterreich und den EG, nicht jedoch zwischen 
den EFTA-Staaten untereinander. 

Mit dem Abkommen ist es Osterreich gelungen, in Bereichen, in denen schon seit langerer Zeit 
Vereinbarungen mit den EG angestrebt warden waren, solche zu finalisieren (Vereinbarungen 
über Obst- und Gemüsesäfte sowie Fleischwaren) bzw. die angestrebte Ausweitung bestehen-
der Vereinbarungen zu erreichen (Käse, Wein). Auf Grund des österreichischen 
Verhandlungskonzeptes konnte die oben erwähnte umfangreiche Forden.ingsliste der EG 
weitgehend reduziert werden. Das Abkommen enthätt daher nur noch eine kleine Liste von - in 
Osterreich nicht erzeugten - Produkten, für welche Osterreich der Gemeinschaft einseitige 
Zollkonzessionen einräumt. Das Ergebnis der Verhandlungen Osterreichs mit der Gemeinschaft, 
wie es sich nunmehr im Agrarabkommen darstel, ist wertmal3mg als ausgewogen zu 
bezeichnen. 

Der vorliegende Briefwechsel hat keinen politischen Charakter, ist jedoch gesetzandernd und 
gesetzeserganzend. Die innerstaatliche Durchführung des Notenwechsels obliegt hinsichtlich 
Käse, Wein und Fleischwaren dem Bundesminister für Land- und Forstwirt sc haft, hinsichtlich 
Obst- und Gemüsesäften dem Bundesminister für wirtschaftliche Ange'egenheiten. Die 
Bestimmungen des Abkommens sind unmittelbar anwendbar, sodal3 eine Beschlul3fassung des 
Nationairates gemal3 Artikel 50 Absatz 2 B-VG nicht erforderlich 1st. 

Das Abkommen 1st in dänischer, deutscher, englischer, franzäsischer, griechischer, italienischer, 
niederländischer, portugiesischer und spanischer Sprache authentisch. Hinsichtlich Vorlage an 
den Nationairat sowie Kundmachung gilt das zum EWR-Abkommen unter Punkt 1.9. Gesagte 
sinngema(3. 



1234 

3.2. BESONDERER TElL 

Wie im Ailgemeinen Teil der Erlauterungen angefuhrt, schiossen die Republik Osterreich und die 
EWG gleichzeitig mit dem EWR-Abkommen ein Abkommen in Form eines Briefwechsels, in 
dem die Vertragsparteien einander verschiedene Begünstigungen auf dem Agrarsektor 
einräumen. Dieser Bnefwechsel nthall Vereinbarungen über Käse, Obst- und Gemusesäfte, 
Wein sowie Fleischwaren, weiters bestimmte Zollkonzessionen Osterreichs an die EG sowie 
Ursprungsregeln. Hiezu ist im einzelnen folgendes auszuführen: 

I Vereinbarung über.den gegenseitigen Käsehandel: 

Es werden gegenseitige zollfreie Kontingente, die sämtliche Käse umfassen, geschaffen. Für 
Schmelzkäse bleiben Subquoten erhalten. Exportseitig wird eine Gesamtquote von 17.700 
Tonnen (rechnet man die getrennten Mengen für Spanien und Portugal hinzu, besteht sohin em 
Gesamtkontingent von 18.830 Tonnen) festgelegt. Die Subquote für Schmelzkäse betragt 3.750 
Tonnen. lrnportseitig wurde die Jahresdurchschnittsrnenge der Importe von GAIT- und 
Wasserkäse in die Bernessung der Gesarntquote miteinbezogen. Daraus ermittelt sich eine 
Importmenge von 12.600 Tonnen. Die Subquote für Schmelzkase betragt beirn Import 2.000 
Tonnen. 

Die Verwaltung der Kontingente liegt bei Osterreich. Die Vergabe der Import- und Exportlizenzen 
kann nach Vorbezugen vorgenommen werden, sodal3 die Exportstruktur gewahrt bleibt. 
Hinsichtlich der aUgemeinen Bestimmungen werden die Regein des bisherigen Abkornmens 
(BGBI.Nr. 563/1987) übernárnmen, wetches durch die vorliegende Vereinbarung ersetzt wird. 

II Vereinbarung über gegenseitige Zoilkontingente für Obst- und Gernusesäfte: 

Beide Vertragsteile eroffnen gegenseitige zollfreie Jahreskontingente in Höhe von 10.000 
Tonnen, die sich am gegenwärtigen Handelsaustausch orientieren. Das Bemühen Osterreichs 
urn ein Kontingent für andere Obstsäfte (insbesondere von Beeren) konnte nur im Ausmal3 von 
500 Tonnen irn Rahmen des Gesamtkontingentes durchgesetzt werden. 

Der Preisausgieich für zugesetzten Zucker bleibt beiden Vertragsteilen unbenommen 

Durch diese Vereinbarung wird die Voraussetzung für den Ausbau des ästerreichischen Exports 
in die EG, der zum Teil einer unüberwindlichen lmportbelastung unterlag, geschaflen. Diese 
Regelung ist für die Vorbereitung der ôsterreichischen Fruchtsattindustrie auf den EG-Beitritt 
Osterreichs von grof3er Bedeutung. 

III Vereinbarung über gegenseitige Zolikontingente für Wein: 

Hiemit wird das bisher befristete Abkommen über gegenseitige Zofifreikontingente für 
Qualitätswein in Flaschen (BGBI.Nr. 758/1988) in ein unbefristetes Abkomrnen urngewandèlt. 
Die Menge wird in beiden Richtungen von derzeit 85.000 hI auf 150.000 hI aufgestockt. Die 
Einfuhren erfolgenim Rahmen des ästerreichischen Globalkontingentes. Bei Qualitätsschaumwein 
wird das bisherige Kontingent von 2.000 hI auf 4.000 hI verdoppelt. 

Mit dieser Vereinbarung wird dem Qualitatsgedanken der ästerreichischen Weinwirtschatt 
Rechnung getragen, da dadurch künftig einerseits in verstärktem Ausmaf3 häherwertige 
Qualitätsweine importiert werden dürften und andererseits für ästerreichische Qualitätsweine 
Iängertristige Exportmôglichkeiten gesichert werden konnten. 




